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Genf und die Pollsgrumien
»
»Noch eine Zeitlang werden die Do ktrin är e Tränen vergießen,

die Juristen mit den Paragraphen winken und die Pharisäer
lhke Kleider zerreißen, indem sie sich auf Grundsätze berufen,
gleichzeitigaber an kleine Geschäfte denken, die man bei dieser
Gelegenheit zustande bringen könnte. Letzten Endes aber wird das

moralische Recht siegen.« So schrieb die halbamtliche ,,G azeta
Polska« über den Lärm, der sich in der französischenPresse wegen
des polnischen Vorstoßes in der Frage des sog-·Minderheitenschutzes
erhob. Eine der Ursachen dieses Lärmes, nämlich die Furcht davor,
durch den politischen Antrag auf Verallgemeinung des Minderheiten-
skhUtZeszu einer, dem natioiialstaatlichenDenken hochst unsympathischen
Diskussion gezwungen zu sein, ist inzwischen von Polen selbst beseitigt
worden: In der Politischen Kommission des Völker-

bundes kam der polnische Antrag am 21. September
zur Sprache. Dabei trat als Hauptsprecher der Westmächte der

englische GroßsiegelbewahrerEden dem Gedanken einer Ver-

allgemeinung des Minderheitenschutzes mit recht fadenscheinigen und sach-
lich verfehlten Argumenten entgegen. Es gebe nichts, so meinte er u. a.,

was eine Ausdehnung dieses Schutzes auf die qanze Welt rechtfertigen
könnte, schon deshalb nicht, weil außer im Falle der vonden Minder-s

heitenschutzverträgen belasteten Staaten nirgendwo sonst bestimmte
Volksteile von einem Staat in einen anderen verpflanzt worden

seien·(l?). Eden begnügte sich nicht mit dieser den Tatsachen wider-

sprechenden These, sondern er bestritt darüber hinaus auch noch dem

polnischen Staate das Recht, sich den Verpflichtungen zu entziehen, die

ihm durch das Kontrollrecht des Völkerbundes hinsichtlich der Behand-
lung seiner.fremden Volksgruppen auferlegt worden sind. Es sei
zwar, so meinte er, das zu erstrebende Ziel, eine solche Kontrolle über--

flüssig zu machen, aber die Lage der ,,Minderheiten« in

Polen sei noch nicht hinreichend gefestigt, um schon
heute eine Aufhebung des Vertrages von 1919

zweckmäßig erscheinen zu lassen.

Während eine Reihe vvii kleineren Staaten, wie Südslawien,
Holland und die Schweiz, den polnischen Antrag unterstützten,«traten

insbesonderedie Großmächte diesem Vorstoß der Warschauer Regierung
entschiedenentgegen. Es ist Polen vermutlich nicht schwer gefallen,
aus dieser von vornherein erwarteten und in Rechnung gestellten Gegner-
Izhostder Mal-gehenden Mitglieder des Völkerbundes die naheliegenden
Folgerungen zu »ziehen: Da die zur Beschlusjsassullg not-
wendlge Clnstimmigkeit keinesfalls zu erzielen
MAT, Zog Polen seinen Antrag auf Verallgemeine-
rung des Winderheitenschutzes zurück. Es behielt sich
iedvch ciiie spatere Wiederaufrollung dieser Angelegenheit vor iind
verzichtete Ntht Auf seine Erklärung vom 13. Sep-
tember, durch die es seine Mitwirkung an der Durchführung des
Minderheitenschutzvektrages aufgesagt hat.

Die offiziöse szsaieta Polsk0« bat diesen polnischen Standpunkt
noch einmal ganz deutlichzum Ausdruck gebracht: ,,Bsis zur Einführung
eines allgemeinen,einheltllchtknSystems des internationalen Minder-
heitenschutzes wird die politische Regierung mit den internationalen
Organen auf dem Gebiete der Kontrolle über die Anwendung des

Grundsatzes der billigen und gleichenBehandlung der cMinderheiten
durch Polen nicht zusammenarbeiten. Wir wollen hier keine Zwei-
deutiqkeiten aufkommen lassen. ·0»hneVucksirht darauf, welche Be-

schlüssegefaßt werden, ohneJRurksichtdarauf, was irgendsemand irgend-
wsv niederschreibt, ohne Rücksichtdarauf, was gesagt wird und wer

irgendwo etwas sagt, bleibt diese Erklarung der polnischen Regierung

in Kraft. Ohne anderen etwas aufzuzwingen, lehnen wir es ab, daß
andere versuchen, uns irgendetwas aufzuzwingeii, und besonders, daß
sie versuchen, uns das -aufzudrängen, was sie selbst offen als unrikhtig
anerkannt haben . . Dieser Standpunkt wird nicht geändert. Polen
wird auch nicht einen Schritt weichen.« Es ist also alles

,,programniäßig« verlaufen: Polen hat die Berallgemeine-
rung des Minderheitenschutzes verlangt und, da sich diese Forderung
als undurchführbar erwies, die von ihm erstrebte Gleichberechtigung
auf minderheitspolitischemGebiet durch eine eigenmächtige Absage an

diekinkhetrnationalenKontrollinstanzen des ,,Minderheitenschutzes« ver-—
wir i .

Alit dem Verzicht Poleiis auf eine weitere Vertretung seines An-

trags ist die Lage aber noch nicht geklärt. Vorerst haben sich
die maßgebenden Bölkerbundsmitglieder noch nicht mit der polnischen
Weigerung, ein Kontrollrecht des Völkerbundes in der ,,Minderheiten-
frage« anzuerkennen, einverstanden erklärt. Für beide Seiten, für
Polen sowohl wie fiir die Westniächte. ist diese Angelegenheit eine
Prestigefrage geworden. Für Polen handelt es sich um die

Bestätigung seiner Gleichberechtigung im Rate der
Völker. Für die Westinächte geht es um die Wahrung ihrer
A u t o ri tät gegenüber dem eigenmächtigenrevisionistischem Vorgehen
cPolens. Es sei ebenso absurd wie skandalös, schreibt das

»Echo«de Paris«, daß Polen durch sein Verhalten d a s un g e n i e r -

teste Beispiel der Revisionspolitik gebe. DieimVölkers
bund maßgebenden Mächte. werden zunächstwohl einmal so.tun, als
wäre überhaupt nichts geschehen. Sie werden die gegen
Polen eingereichten Beschwerden zunächstwohl ohne Rücksicht auf die
polnische Erklärung vom 13. September behandeln — vorausgesetzt,
daß ihnen noch einmal Gelegenheitgegeben werden sollte, ihren ,,Eifer«
fiir leidende »Minderheiten« der erwartungsvollen Welt zu beweisen.
Denn es ist trotz der Gegnerschaft der ilkrainer und Juden gegen das
polnische Vorgehen nicht anzunehmen. daß diese Gruppen ietzt noch im
Völkerbuiid mit n euen Klagen auftreten werden, da sich leicht vor-

aussehen läßt, daß die in diesem Punkte sehr empfindlichen Polen auf
eine solche »Provokation« nicht mit Erklärunan vor dem internatio-
nalen Forum in Genf, sondern mit einem verschärften Druck auf die
betreffende Bolksgruppe antworten würden. Sollte sich der Völker-
bund aber jetzt einer der alten, lange verschleppten und schon halb
vergessenen Beschwerden früherer Cagungen erinnern. um an diesen
seine ,,minderheitenfreundliche«Geschäftigkeit zu erproben, so würde er

wohl einem hartnäckigen Schweigen der Polen auf alle Anfragen,
Denkschriften und Beschlüsse begegnen.

llnberiihrt von dem Streit bleibt zunächst noch die
P l e ß s rh e B e sch w e r d e. Diese ist nicht auf Grund des von Polen
abaelehnten Aiinderheitenschutzvertrages, sondern auf Grund des

0berschlesien-Abkommens erhoben, das auch nach pol-
nischer Auffassung von der Bseckschen Erklärung unberührt bleibt. Am
19. September wurde die Eingabe des Prinzen von Pleß,
die sich auf die gegen das fürstliche Vermögen gerichteten Zwangsmaß-
nahmen der polnischen Behörden bezieht, im V« ö l k e r b U n d s r at e

behandelt. Es wurde die Einsetzung eines Dreieraus-
sch usse s beschlossen, der sich aus je einem Vertreter Spaniens,
cZilexikos und Australiens. also aus Vertretern von Staaten zusammen-
setzt, die diese Angelegenheit überhaupt nicht berührt und die für die
Psychologie osteuropäischer Volksgruppenfragen nur ein minimales
Verständnis mitbringen. — was sie nach der in Völkerbundskreisen
allgemein verbreiteten Meinung zur Behandlung solcher Fragen beson-



ders geeignet erscheinen läfzt. Dieser Dreierausschufz wird sich jetzt
«als"o mit der Pleszschen Beschwerde befassen und, wenn er zu einem

Ergebnis kommen sollte, darüber dem Völkerbundsrate berichten.
Vöie eriiinerlich hatte die Beschwerde bereits einmal zu Beginn der

Septembertagung des Vlolksbunsdes auf der Tagesordnung gestanden.
Sie wurde damals jedoch aus nicht näher bezeichneten Gründen ver-

tagt. Damals wäre es vielleicht durch ein rasches und bestimmtes Ein-

greifen möglich gewesen, die unmittelbar bevorstehende Verhängung
der Zwangsverwaltung über den Pleszschen Besitz zu verhindern. Es

gehört zu den ,,beioährten«Methoden des Völkerbundes, sich um den
Brunnen immer erst dann zu kümmern, wenn das Kind hineingestiirzt ist,

Im übrigen ist es recht interessant zu sehen, mit welcher Genugtuung
die Westmächte den Entschlusz Polens, auf eine weitere Behandlung
seines Antrages zu verzichten, begrüfzen Ein förmliches Auf-

-atmen ging durch die französische und englische
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Presse und selbst in einigen Pariser Blättern fanden sich wieder

einmal ein paar freundliche Worte für Polen. Andererseits konnte es

natürlich vor allem die englische Presse nicht unterlassen, den Polen
noch nachträglich wegen ihres ,,brüsken Vorgehens« und »unge-
schliffenen Benehmens« eine Gardinenpredigt zu halten. Im Grunde

genommen aber sind sie doch froh, so einfach aus der- ihnen peinlichen
Affare sbefreit worden zu sein. Es heiszt, dafz die Völkerbunds-
versammlung sich mit der von Polen angeschnittenen Frage jetzt nicht
mehr befassen wird, dafz diese Frage aber die Ende Oktober oder

Anfang Rovember stattfindende Cagung des Völkerbundsrates erneut
beschäftigensoll. Bis dahin aber werden es — um mit den Worten der

,,G-azetaPolska« zu sprechen — die Zuristen ausgegeben haben,
mit den Paragraphen zu winken, werden die Pharisäer die Zer-
reifzung ihrer Kleider als eine nutzlose Demonstration eingestellt und
die Theoretiker aufgehört haben zu weinen. Dr. K.

Litauen als Friedensftören
Eine neue Memelbefchiverde.

Der Vizepräsident des Memellandtages, Schulrat Meyer, hat
in Genf eine Beschwerdeschrift über den litauischen
C e r r o r im M e m e l g e b i et überreicht. Schulrat Meyer ist zur

Zeit der einzige bekannte Vertreter des Memeldeutschtums, der noch
die für einen solchen Schritterforderliche persönlicheBewegungsfreiheit
besitzt. Er verdankt das keineswegs etwa einem Entgegenkoinmen der

litauischen Behörden; d i e bedauern es sicher auszerordentlich, ihn nicht
zu den übrigen Deutschen«ins Gefängnis stecken zu können. Dasz er

noch frei ist und sich für seine memelländischeHeimat einsetzen kann,·ist
vielmehr dem glücklichen Zufall zu danken, dasz er sich gerade in der

Zeit, in der die letzte, noch heute andauernde Terrorwelle der Litauer
im Memelland einsetzte, krankheitshalber in Deutschland aufhielt. Die

Beschwerdeschrift, die Schulrat Meyer jetzt nicht dem Bölkerbund,
sondern den Signatarmächten des Memelstatuts ein-

gereicht hat, umfaszt mehrere hundert Seiten. Sie legt im einzelnen die

Anklagen vor, die das Memelgebiet gegen die litauische Regierung er-

hebt. Sie beginnt mit einer Darstellung der planmäfzigenlita u i s ch e n

Hetze gegen das Direktorium Schreiber. Sie geht eiii

auf die Strafen, die der Kriegskommandant gegen Hunderte von

Memelländern aus den geringsten Anlässen und meist sogar auf Grund

falscher Anschuldigungen verhängte. Sie behandelt das ungerechtfertigte
Vorgehen der litauischen Behörden gegen d i e d e u t s ch e n , a n g e b-

lich staatsfeindlichen Parteien und widerlegt die frei
erfundenen oder an den Haaren herbeigezogenen B e s ch u l d i g u n g e n

dieser Parteien und ihrer führenden Männer. Weiter werden die u n -

gerechtfertigten Beamtenentlassungen, das soge-
nannte Gesetz zum Schutze von Vlolk und Staat, die

rechtswidrige Absetzung des Direktoriums Schrei-
ber, die Lahmlegung des Memellandtags und all’ die

zahllosen anderen Verstöfze behandelt, die sich die litauischen Behörden
gegen das Memelstatut in ununterbrochener Folge haben zuschulden
kommen lassen. Rach der eingehen-den, durch zahlreiche Dokumente

belegten Anklage stellt die Denksrhrift d i e g r u n d s ä tz l i ch e n

F o r d e r u n g e n auf, deren Verwirklichung das Memeldeutschtum
von den Signatarmächten erwartet und zu verlangen berechtigt ist. Diese
Forderungen besagen:

t. Die beiden wichtigsten Organe der Autonomie, nämlich
Direktorium und Landtag, müssen wieder in ihre verfassungsmäfzigen
Rechte eingesetzt werden.

2. Der Kriegszustand mufz endlich aufgehoben und die ver-

fassungsmäßigen Rechte für jeden Einwohner des

Memelgebietes ohne Unterschied der Riationalität, der Sprache und der

Rasse garantiert werden.

Z. Das litauische Gesetz zum Schutz von Volk und Staat

darf nicht mehr dazu benutzt werden, die lebenswichtigsten, international

garantierten Rechte des Memelgebietes auszuschalten.
4. Die Bestimmungen des litauischen G e r i ch t s v e r f a ss u n g s-

g ese tz e s dürfen nur dann Anwendung finden, wenn die Zuständigkeit
der Gerichte des Memelgebietes nicht ausreicht.

S. Alle willkürlichen Verwaltungsmaßnahmen des
Direktoriums Reisgys müssen rückgängig gemacht werden.

6. Die S ch u l a u f s i cht mufz uneingeschränkt der Zuständigkeit
der lokalen Gewalten unterstellt werden, und

7. die im Memelstatut garantierte Gleich b e r e ch t i g u n g
b e i d e r S p r a ch e n mufz auf allen Gebieten des öffentlichen und
privaten Lebens sichergestellt werden.

Die Denkschrift stellt eine vernichtende Anklage gegen
die litauische Gewaltherrschaft im Memelland dar.
Wenn es die S i a n a t a r m ä ch t e , England, Frankreich, Italien und

Zapan, mit den Pflichten, die sie zum Schutze des· Deutschtums in dem

gegen seinen Willen vom Reich losgerissenen Gebiete freiwillig
übernommen haben, nur einigermaßen aenau nehmen wollten. dann
würden im Memelland binnen kürzester Zeit wieder geordnete Zustände
herrschen. Ein kleiner Wink ans London hat seinerzeit ausgereicht, um

die bereits vom Gouverneur Ravsakas unterzeichnete Auflösung des

Memellandtages, die schon in einem Eeil der litauischen Presse als

vollzogen mitgeteilt worden war, rückgängig zu machen. Ein Kollektiv-
schritt der Signatarmächte. bei dem diese es nicht mit einem papiernen
Protest bewenden liefzen, sondern z. B. wirtschaftliche Repressalien in

Aussicht stellten, würde jetzt ausreichen, um der illegalen Herrlichkeit

des Direktoriuins Reisgys, der ehrgeizigen Herrscherrolle des Gouver-
neurs und der anmafzenden Willkür des Kriegskommandanten ein
rasches Ende zu bereiten und die entgleiste Phantasie der politischen
Machthaber in. Kauen wieder in vernünftige sBahnen zu lenken. London,
Rom und Paris sind gegenwärtig bemüht, gegenüber der p o l n i sch e n

Kritik an den »Unzulänglichkeiten des Genfer
S y ste m»s dessen Vorzügezu rühmen und die zweifelnde Welt von der
cNotwendigkeit seiner Beibehaltung im Interesse der von den Erb- und

Rachfolgestaatendes 0Istens bedrängten Bolksgruppen zu überzeugen.
Run, hier in der Memelfrage haben sie an einem typischen Falle Ge-

legenheitzden Ernst ihrer Absicht, den Bedrängten zu helfen, und die
Eignung ihres Systems, wirksam zu schützen,vor aller Welt zu beweisent

·

Zwei Drittel aller Beamten nnd Angestellten entlassen.
über die Entlassungen von Beamten, Lehrern und

Angestellten im Memelgebiet, die durch das widerrechtlich
eingesetzte Direktorium Reisgys se it de m 28. Z u ni 1934 vor-

genommen wurden, liegen nunmehr endgültige Zahlen vor. Danach
wurden«538Beamte durch fristlose Entlassung, durch
Kundigung und Suspendierung betroffen, und zwar 58 Be-
amte durch fristlose Entlassung, 50 Beamte durch Suspendierung und
die übrigendurch Kündigung, die sich restlos bis zum t. Oktober aus-

gewirkt haben wird. Auf die einzelnen Behörden verteilen sich die
Entlassungen wie folgt:

Stadtverwaltung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .. 163
Direktorium . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 73

Zustizverwaltung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 95

Polizeiperwaltung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 25

Schulverwaltung . . · . . . . . . . . . . . . . . . . . . · . . . · . . .. 13

Katasterverwaltung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 16

Landesversicherungsanstalt . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 43

Verwaltung des Landkreises Memel . . . . . . .. 15

Kreisverwaltung Heydekrug . . . . . . . . · . . . . . . . . . .. 20

Kreisverwaltung Pogegen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .. 24«

Industrie- und Handelskammer . . . . . . . . . . . . . . . . . . 9

Handwerkskammer . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 5

Landwirtschaftskammer . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .. 6

Aufzerdem:
Landräte . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .. J

Kreisärzte . . . . . . . . . . . . . . . . · . . . . . . . . . . . . . . . . . .. 2

Kreistierärzte . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .. 3

Amtsvorsteher . . . . . . . · . . . . . . . . . . . . . . . . . · . . . . . « 20

Standesbeamte . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . · Z
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Zoudieser Zahl kommen noch hinzu die durch die litauischen
Behörden verfügten Entlassungen von 175 Memel-
ländern aus-dem Staatsdienst und 135 Verletzungen
von Memelländern nach Groß-Litauen, ferner die im
Zanuar1934 verfügten Entlassungen von über 100 reichss
d e u t sch e n L e h r e r n. Da in den Verwaltuklgen des Memel-
gebiets etwa 800 Beamte und Angestellte beschäftlgtsind. sind durch
das Direktorium Reisgys rund zwei Drittel aller im Dienst
befindlichen memelländischen Beamten und Ange-
stellten zur Entlassung gekommen. Es handelt sich dabei
um eine politische Masznahme Dem Direktorium Reisgys kommt es

in erster Linie darauf »an, Angehotige der litauischen Minderheit. die
im Landtag nur durch fünf von 29 Abgeordneten vertreten ist, in die
Beamten- und Angestelltenstellen der memelländischen Verwaltung
hineinzubringen.

Den entlassenem beurlaubten und suspendierten Beamten wurden
von den illegalen litauischenBehörden obendrein noch die Die ast-
bezüge widertekbtlich gekürzt; zum Eeil wurden sie, je nach
Laune der litauischen ,,H-erren«,in den Gehaltsstufen beliebig herunter-
gesetzt. Die betroffenen Beamten haben nicht die Absicht, sich diese
Willkürmafznahme von Leuten, die sich — wie z. B. der illegale kom-
missarische Oberbürgermeister von Memel. Simonaitis — selbst be-

trächtliche Zulagen zu ihrem Gehalte bewilligen, gefallen zu lassen. Sie
werden gegen die Verwaltung Klage erheben. Ein
Beamter des Memeler Magistrats, der als früherer preufzischer Be-
amter auf Lebenszeit angestellt ist und von Simonaitis sofort bei dessen
Amtsantritt zunächstbeurlaubt und dann vom Dienst suspendiert wurde,
hat beim Memeler Landgericht eine einstweilige
Verfügung erwirkt, wonach ihm die Kürzungen



n a ch z u z a h l e n sin d. In der Begründung dieser einstweiligeii Ber-

fügung heißt es, daß die Kiirzung auf eine Anordnung des kom-

missarischen Oberbürgermeisterserfolgt sei, o h n e M i t iv i r k u n g
oder Genehmigung der städtischen Körperschaften.
Es könne dahingestellt bleiben, ob Simoiiaitis überhaupt berechtigt sei,
die Befugnisse des Oberbürgermeisters auszuüben, da es an den gesetz-
lichenVoraussetzungen für die Gestellung eines kommissarischen Ober-
burgermeisters fehle. Selbst wenn ihm die Amtsbefugnisle eines solchen
qutehen würden, sei er zur selbständigen Regelung der Gehälter der

ltadtischenBeamten durchaus nicht befugt. Seine Anordnung stelle
einen willkürlichen, bewußt gesetzwidrigen Eingriff
in die Rechte der stadtischen Korperfchaftund der städtiscbenBeamten
dar. Auch der Beschlußdes »Direktoriums,auf den Simonaitis seine
Anordnungstutze,ermachtigeihn nicht dazu, denn einmal sei auch das

Direktorium nicht berechtigt,eigenmächtigdie-Dienstbezüge der städ-
tischen Beamten zu kurzen. Selbst wenn es aber eine entfprechende
Anordnung treffen konnte, wäre zur Kürzung nicht der Oberbürger-
meister,fondernnur die hierfür zuständigeKörperschaft berechtigt. D a s

Direktorium sowohl als auch Simonaitis hätten
leh Rechte -angemaßt, die ihnen nicht zustehen, fo
heißt es am Schluß der Urteilsbegründungdes Memeler Landgerichts.

Deutsche Geistliche entlassen.
Die Entdeutschungspolitik ilt nunmehr auch aiif das kirchliche

Gebender Meinelbevölkerung ausgedehnt Wordens Der

l»ouve.rneurhat am ge. September verfügt. dal- Je h n In e M V c -

dandsllchewGeiltlichendie Arbeitsgenehmigung uiid
as Recht ll)1·el·f·eelsorgerifchen Betätigung ent-

zo g e n wird. Bon diesen zehn Geistlichen sind sie b e n R e i ch s -

d E U U kh ex Zwei ruiiiänischerStaatsangehörigkeit und einer staatenl-os.
Homklkkbelind deutscheBolkstumsangehörige. Neun find evangelische,
einer iIt katholischer Seelsorger. Die meisten von ihnen sind noch aus

der.Zeit vor der Angliederung des Memelgebietes an Litauen im Amt.

Bei den Entlassenenhandelt es sich um folgende Geistliche (in Klammern

PieTermine der Dienftenthebung): Der deutsche Reichsangehörige kath.
Pfarrer Len«O lsch e w s ki in Wischwill (18. 10. 34), der deutsche
Reichsangehorlge evang. Pfarrer Adolf St u dsi e r in Paßiekeii
(4. 9.·Z4), der staatenlose evang. Pfarrer Gottfried von M i ckwitz
in Kinten (1. 11«.Z4), der deutfche Reichsangehörige evang. Pfarrer
Kurt M e l z e r innKarkelbeck(1. 11. 34), lder deutsche Reichsangehörige
Johannes Szallies in Wannaggen (1. 11.Z4), der deutsche Reichs-
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angehörige evang. Pfarrer Friedrich Oksas in Saugeii (15.12.34),
der deutsche Reichsangehörige evang. Pfarrer Paul J e l l i n g h a u s

in Wischwill (15.12.34), der deutsche Reichsangehörige evang. Pfarrer
Johannes Kg p k e in Nidden (15. 12. 34), der rumänischeStaatsange--
hörige evsang Pfarrer Johannes Oren d in Laugszargen (15. 12. 34)
und der rumänische Staatsangehörige evang. Pfarrer Otto Leitner

in Memel (1.1.35).
Nach Artikel 5 des Memelstatutes gehört die Regelung des reli-

giösen Lebens eindeutig zum Geschäftsbereich der autonomen Gewalt

des Memelgebietes. Deshalb bedeutet diese Maßnahme einen neuen

schweren Eingriff in die autonomen Rechte des Memelgebietes. Die

Maßnahme wird sich insbesondere noch deshalb schwer auf das kultu-
relle und religiöse Leben des Memellandes ausivirken, weil L i t aii en

niclhlt
in der Lage ist, die geeigneten Ersatzkräfte zu

te e n.

Die Ausländer im Memelgebiet
Nlach Mitteilungen der Litauischen Telegraphenagentur wohnten am

zi. August 1934 im Memelgebiet 4484 Ausländer, während
die Zahl der Ausländer im vergaiigenen Jahr um dieselbe Zeit 4611

betrug Am Zi. August d.J. waren unter den ini Memelgebiet woh-
nenden Ausländern 2143 deutsche Staatsbürger gegenüber
2111 im vergangenen Jahr. Die deutschen Staatsbürger arbeiten im

Memelgebiet auf den verschiedensten Gebieten, und zwar in der Land-
wirtschaft 227 (im»vergangenenJahr 190), 145 (146) als Handwerker,
19 (2-1) als Geistliche, 9 (12) als Ärzte, 21 (18) als Ingenieure, 148

(169) als Arbeiter, 11 als «Techniker,87 (89) als Kaufleute, 46 (86)
als Lehrer. 112 (12) als Schüler,s (17) als Künstler, 8 (17) als Ange-
stellte in staatlichen Einrichtungen, 102 in privaten Einrichtungen usw.
Außer diesen deutschen Reichsbürgern gibt es noch 1 137 d e ut-

sche Optanten, unter denen sich 193 Handwerker, ein Ingenieur,
235 Arbeiter, 20 Techniker, 52 Kaufleute, 14 Lehrer, 79 Angestellte
in privaten Betrieben ufw. befinden. Außerdem wohnten am ZiJAuault
im Gebiet 756 (759) Staatenlose. Ferner wurden gezählt
1»2Staatsangehörige der Biereinigten Staaten oon Amerika. 15 Eng-
lander, 7 österreicher, 2 Belgier, i Brasilianer, 119 Tfchechoflowaken,
19 Dänen, 14»Estländer,5 Italiener, 144 Lettländer, 2 Polen, Z Nor-

w.eger, 4 Hollander, 1 Franzose, 8 Rumänen, 12 Sowietrussem 9 Finn-
lander, 42»Schweizer.Z Türken, 5 Ungarn, 12 Danziger und
2 S a a r l a n d e r. «DieZahl der deutschen Olptanten ist von 1933 bis
1934 um 187, diejenigen der übrigen Staatsangehörigen und Staaten-
losen um 31 bzw. J gesunken.

Polen und die belichewiitiiche Natsmacht.
Polen gehort zu den Staaten, die die A u f n a h in e de r S o w i e t -

u«nion in den Bolkerbund am uiimittelbarsten berührt. Wenn
die polnische Regierungsprefseietzt schreibt, daß Warschau niemals

daran gedacht habe, eine Einladung Moskaus zur Teilnahme an den
Arbeiten der Genfer Institution Schwierigkeiten zu machen, so mag
das wohlstimmen Aber diese Feststellung bedeutet nicht, daß Warfchau
dieser»Einschaltung Rußlands in die europäischePolitik frohen Herzens
Jugestimmt hat.· Wenn es sich diesem von langer Hand vorbereiteten

Plane des Quai d’Orsagjetzt nicht widersetzt hat, so u. a. wohl deshalb,
weil fein etwaiger Widerspruch eine Trübung der polnifchs
russischen Beziehungen zur Folge gehabt haben würde. Das will

Warschaugerade m der gegenwärtigen Situation unter allen Umständen
verhindern. Es· rechnet damit, daß Rußland jetzt, nachdem es Mit-
glied des Bolkerbundes»geworden ist, zu einein b ea chtlichen
Faktor der europ»aischen Politik werden kann. Und es

zieht ans diefer Borausficht den Schluß. daß es für Polen nur nützlich
fein kann, mi-t»diesem neuen Mitglied der Oiga der
Nationen moglichft unmittelbare Beziehungen zu
unterhalten. Der Ton liegt dabei auf dem Wort ,.unmittel-
ba»r«.Polen wünscht nicht, daß es einmal genötigt wird, mit seinem
ostlichen Nachbarn auf dem Umweg über Genf oder Paris zu ver-

kehren. Daß Polen Grund hat, sich über das Genfer Auftreten der
Bolschewiken zu freuen, hat noch kein ernst zu nehmendes Blatt in Polen
behauptet.»Nur eines könnte Polen vielleicht als eine ,,erfreuliche«Folge
diesesEreignissesverbuchen, die Tatsache nämlich,daß die Wahrscheinlich-
keit einer Zusammenarbeitzwischen Deutschland und Rußland, in der

cPolenstets eine Bedrvhung seiner eigenen Sicherheit glaubte sehen zu
mussen, heute nicht mehr besteht. Aber das kann mit der anderen Tatfache,
daß Polen heute unter den Druck einer sich immer enger gestaltenden

ffrgnzosifch-rufsischenZusammenarbeit geraten ist, doch nur wenig ver-

o nen.

»Auf einem Gebiete bot es leben Vorsorge getroffen, daß der

Bolkerbundnicht eines Tages etwa in die Versuchung kommt. sich in
die polnischsrufflschenAngelegenheitenzu mischen. Es handelt sich hier
um das ,,Minderbeitenproble»m«. Polen mußte mit dein Auf-
treten Rußlands als Ratsmacht im Bölkerbunde befürchten,daß dieses
seine neue Stellung bei gegebener Gelegenheit einmal dazu benutzen
werde, um bei de»nRussen, Uk·rainern und Weißruthes
nen der polnischen Oltwtziewodschaften »nach dem

Rechten zu sehen« und moglicherweise de Genfer
Apparat mit dieser Angelegenheit zu efassen.
Oberst Berk hat es verstanden. die Sowjetunionnoch vor ihrer Auf-
nahme in den Bölkerbund zum Berzicht auf dieses ihr als
R a t s ma cht zustehen d e e ch t, dem kein entsprechendes Recht
Polens in bezug auf die ,,Minderheiten« in der Sowjetiinion gegen-

vWsarschaus abhängig machen wollen, nicht mehr zu rechnen

übersieht,zu bewegen. Nach
einem polnifchsrussischen R ote n w e chsel

vom 10. S eptember ollen alle etwaigen Streitfragen zwischen den
beiden Staaten nicht dem Schiedsverfahren vor einer internatio-
nalen Institution unterworfen sein, sondern auf Grund des Art. 5

des polnischsrufsischen Nichtangriffspaktes, also auf direktem Wege,
ihre Erledigung finden. Weder Genf noch Paris werden also Gelegen-
heit haben, sich mit Hilfe irgendeiner juristischen Klaufel zwifchen Kreml
und Belvedere zu schieben. Polen wünfcht nicht, sich seine mit dem

Nichtangriffspakt und der Formel über den Begriff des ,,Angreifers«
geschaffenen Beziehungen zu Moskau durch dessen Eintritt in den

Bölkerbund stören zu lassen. Es hofft wohl auch, auf diese Weife einen

lgrößerenEinfluß auf den Gang der Moskauer Politik ausüben zu
onnen.

In letzter Zeit ist es stiller um- den Ostpa kt geworden. Reichs-
außenminister von Neurath hat am 20. September den deut-

sch e n Sta n d p un kt in dieser Frage noch einmal u. a. mit folgenden
Ausführungen auf der Schlußtagung des Internationalen Straßen-
kongresses erläutert: »Man schlägt uns die Beteiligung an einem Pakt-
system vor, durch das zehn Staaten verpflichtet werden folleii, sich ini

Kriegsfall fofort mit allen militärischen Kräften zu unterstützen.Gleich-
zeitig erklärt man mit aller Offenheit und Bestimmtheit. daß unser
Beitritt zu diesem Psaktsgstem natürlich nicht etwa die Anerkennung
der Gleichberechtigung Deutschlands —an dem Rüstungsgebiet in sich
beschließe,sondern daß man höchstens nach Inkrafttreten des Siiftems
überlegen könne, ob und sin welcher Weile es möglich sei, die inter-
nationale Behandlung der Rüstungsfrage wieder aufzunehmen . ..

Konnten die beteiligten Regierungen wirklich im Ernste annehmen, daß
Deutschland in der Lage sei. lich auf eine solche Zumutung einzulassen?«
Da Frankreich und Rußlacid dem deutschen militärischen Gleichberech-
tigungsanspruch nicht Rechnung zu tragen gedenken, kommt also eine

Beteiligung Deutschlands am Oftpakt nicht in Betracht. Was

P olen betrifft, so liegt von dieser Seite noch immer keine endgültige
Stellungnahme zum Paktproblem vor. Wenn Deutschland und Polen
nicht beitreten. dann ist auch mit einer Beteiligung der b altisch en

Staaten, die ihre Stellungnahme von derjenigen Berlinssundomit
würden von den ursprünglich vorgesehenen Kontrahenten nur noch
Frankreich und Riißland und,»als Dritter im Bunde, die
Tsch echoslowakei übrig sein. Seinen ursprünglichen Sinn hätte
das Projekt bei solch geringer Teilnahme verloren. Die Absicht aber.
die ihm zugrunde liegt und die durch ihn einigermaßen ,,friedlich«
getarnt werden sollte: die Einkreisunq Deutschlands, wird auch bei
einem etwaigen endgültigen Scheitern des Paktplanes weiterverfolgt
werden. Das französifchsrussischeBündnis und die österreichischeFrage
ftehen dabei im Bordergrund des Interesses.



WWWWWOWOOU 4 6

Der polntfche R
Im polnischen Regierungslager spielen sichzur Zeit mancherlei Kämpfe

ab, teils offen, teils hinter den Kulissen, teils politisch-weltanschaulich be-

gründet, teils persönlicherArt. Der linke Flügelund die radi-
kale Zugend sind in diesen Kämpfen die angreifenden Teile; die
K o n s e r v a t i v e n stehen in der Berteidigung Gekämpft wird um

den Kurs der Landwirtschastspolitik, um die Zurardower Affäre, um die

Einstellung zu kirchlichen Fragen und nicht zuletzt auch um das Juden-
problem. Die Lage ist ziemlich undurchsichtig. Man weifz oft nicht mehr,
iver gegen wen, warum und womit· kämpft. Offensichtlich ist nur, dafz die

konservativen Grofzagrarier in der la n d w i r t s ch a f t l i ch e n F r a g e

den kürzeren gezogen haben, dafz sie nicht mehr imstande sind, die »Wen-
dung zum Dorf«, die sichauf Kosten ihrer wirtschaftlichen Bormachtstellung
vollziehen wird. zu verhindern. Immer deutlicher lassen sich auch die
innerpolitischen Hintergründe des Streites um

Zyrardow erkennen. Die Linken benutzen diese Angelegenheit und
andere Skandalaffären mit Eifer dazu, die wirtschaftliche Position des
konservativen Adels auch auf industriellem Gebiete zu schwächen,indem
sie keine Bedenken tragen, hervorragende Mitglieder der konservativen
Gruppe, wie z. B. den Grafen Heinrich Potocki und den Senator
BZ u st o r e k, in einen wohl nicht unbegründetenZusammenhangmit diesen
Affären zu bringen. Mehr im Hintergrunde spielen sich die Auseinander-
setzungen über d i e kirchlich e n Fr a g e n ab. Führend sind hier sdie
jüngeren Kreise des Regierungsklubs, die durch ihre Einstellungschon
mehrfach die offene Gegnerschaft des polnischen Episko-
p a ts herausgefordert haben. Die Angriffe der Zungen richten sich dabei
wohl weniger gegen den Katholizismus als solchen als gegen die
Rolle, die der Klerus im politischen Leben Polens spielt. Es unterliegt
keinem Zweifel, dasz nicht nur die radikale Legion der Zungen, sondern
auch mafzgebende Kreise der Regierung r o m f e i n d l i ch e i n g est e l lt
sind und hinter der Osteuropapolitik des Batikans polenfeindliche Machen-
schaften vermuten. Die Los-von-Rom-Bewegung ist in Polen zum min-

desten nicht unpopulär. Es ist bezeichnend, dasz die Forderungen der pol-
nischen Bischöfe in bezug auf die ,,antichristliche«Tätigkeit der radikalen
Jugend keine entsprechenden Mafznahmen von ,seiten der Regierung aus-

gelöst haben.
Die Regierung scheint sich den zum Teil recht verschsivonimeneii

Ideologien und Zielen ,,ihrer« Zugend gegenübernach wie vor auf den

Standpunkt des Gewähren- und Ausreifenlassens
zu stellen. Da sie selber kein fest umrissenes politisches cBZeltbild vertritt,
scheint diese abwartende Haltung für sie das Gegebene zu sein. Rur

dort, wo die Aktivität der Zugend ihr geeignet erscheint, die innerpolitische
Opposition zu stärken. hat sich die Regierung bisher zu einem Eingreifen
entschlossen,wie es z. B. gegenüber den Rationalradikalen und den Natio-

nalsozialisten wie auch gegenüber der Radikalen Gesundungsbewegung,
die sichkürzlichin Ostoberschlesien gebildet hatte, der Fall war. Im übrigen
aber scheint sie sich darauf zu verlassen, dafz die verschiedenen und oft
ungebärdigen Ströme der jugendlichen Aktivität schon einmal irgendwie
in das breite Bett des Regierungsstroines einmünden werden und dasz

egterungsblockHv
es eines Tages auch einmal möglichsein werde, dieses heute noch in viel-
fachen Windungen fliefzende und zahlreiche, einem klaren Kurs hinderliche
Sandbänke aufweisende Strombett zu regulieren.

Ramentlich in der polnischen Osppositionspressewirdallerlei über die
inneren Kämpfe im Regierungslager geschrieben. Die Darstellungen dieser
Presse haben die offiziöse ,,Gazeta Polska« kürzlich zu einer Entgegnung
veranlaßt, in der sie die betreffenden Rachrichten und Gerüchte als
,,albernes Geschwätz«abzutun versucht. Sie bemüht sich, die Auseinander-
setzungen, die bereits stark in die Offentlichkeit gedrungen sind, als vor-

übergehende Begleiterscheinungen eines ebenso notwendigen»wienatür-
lichen R e i n i g u n g s p r o z e s s e s darzustellen. Der Regierungsblock,
schreibt sie, habe eine Aufgabe, die von Zeit zu Zeit an i e d e Politische
Gruppe herantrete, zu lösen; er habe in allen Abteilungen dieses Blocks
den ganzen-Schlamm, Schmutz undUnrat auszulangen. der sich in ihnen fest-
gesetzt hat. Dies sei eine ebenso normale Aufgabe»wie
das Ausschlammen eines Teiches, wie das Reinige
eines Dampfers von den angesetzten Pflanzen. Es sei
das aber keine politische Arbeit. Rein, sondern eine gewöhnliche und
unangenehme, vielfach menschliche Arbeit. cWenn man dies einen Kampf
nennen dürfe, so müsse man ihn direkt als einen Kampf mit der

Sch w e i ne rei bezeichnen, jedoch durchaus nicht als einen Kampf mit

irgendwelchen politischen Ansichten. Erst wenn entgegen den Grund-
sätzen der menschlichen Ethik eine Gruppe des Regierungsblocks diese
Arbeit zu hindern versuchen sollte, erst dann hätten die Gerüchte über
innere Kämpfe im Regierungsblork eine Berechtigung. Da dies aber
nicht der Fall sei, sei alles, das darüber gesagt werde, nur »albernes
Geschwätz«.

Danach wäre also — bis auf das notwendige Ausschlammen — im

Regierungsblock alles in bester Ordnung. Aber die Fälle Potocki.
Dobiecki und Targowski, zu deiien noch die Fälle des Sejm-
abgeordneten Idzikowski, des Kielcer Wogivoden Dziadoäzz

und
des Senators BZ g st o r e k hinzugekommen sind, sind n u r d e r o r -

dergrund der Ereignisse, die sich im Regierungsblork
a bsp i e l e n. Dahinter stehen Gegensätze sozialer und weltanschaulicher
Art. Es ist nur natürlich, dafz in eineni so verschiedenartig zusammen-
gesetzten Gebilde wie dem polnischen Regierungsblock von Zeit zu Zeit
Gegensätze aufklaffen. dafz dort Anschauungen und Interessen miteinander
ringen. Es hat im Regierungslager niemals völlige Einmütigkeit und
Ruhe geherrscht. Es hat dort immer ein Schieben und Drängen der ver-

schiedenen Kräfte gegeben. Es war schon oft von einem Auseinaiiderfallen
des Blocks die Rede, wie auch davon, dafz der Block aufzenstehendeKräfte
·an sich heranziehen und in sich aufnehmen werde. Der Unterschied gegen
früher ist nur der. dafz die Tendenzen heute stärker aufeinanderstofzen, dasz
der neue Kurs sich gegen diejenigen Kreise richtet, die bisher zu den mafzs
gebendften nicht nur im Block, ondern im öffentlichenLeben Polens über-
haupt gehört haben, und dafz jetzt auch Fragen in die Debatte geworfen
werden, die — wie das Kirchen- und Zudenproblem —- bisher stets vor-

sichtig umgangen worden sind.
-

Eiland-Woche
Deutsche Kunsthistoriker in Polen.

»

Zur Zeit befinden sich einige deutsche Kuiisthistoriker auf einer mehr-
wochigen Fahrt durch Polen, die dem Studium der dortigen Kunst-
denkmäler gilt. Es sind dies Prof. Dagvbert Freg-Breslaii,
Dr. Grundmann-Breslau und Prof. Engelhardt Hempel-
Dresden. Sie besuchten zunächstdie Kunstdenkmäler in der ijewods
schaft Kielce, besonders in Zendrzejow, Koprzywnica, Sulejow, und
begaben sich dann über Sandomierz nach Baranow, wo sie das
Renaissanceschlofz besichtigten, und fuhren dann über Tarnow, Wisnicz
nach Krakau. Dort galt ihre Aufmerksamkeit in erster Linie der

Marienkirche, die den berühmten Altar des Rürnberger Meisters Beit
Stosz birgt. Sie besuchten ferner das Kloster der Kamaldulenser in
Bielany, das Schlvfz in Wola Zustowska und die Ruinen der früheren
Abtei von Tyniec, von wo sie die Weiter-reife über Sucha, Rabka,
Reiimark, Debno, Alt-Sandez, Grgbow, Gorlice, Krosno, Rzeszow und
Przemysl fortsetzten. Dann führte die Fahrt an der Südgrenze Polens
entlang und durch Ostpolen nach dem Rordosten, wo insbesondere das
an Kunstdenkmälern reiche Wian besucht wird. Ihren Abschlufz wird
die Studienfahrt in cBzarschau finden.
Die deutsch-polnischenWirtschaftsverhandlungen.

Die deutsch-polnischen Wirtschaftsverhandluns
g e n. die im Zuni ins Stocken geraten waren, sind seit kurzem
wieder in Flusz gekommen. Deutscherseits wird der Ab-
schlufz eines Kompensationsabkommens erstrebt, da bei
der devisenpolitischen Situation Deutschlands auf andere Art an eine

Steigerung des beiderseitigen Warenoerkehrs nicht zu denken ist.
Polnischerseits hat man sich mit dieser deutschen Auffassung jetzt endlich
befreundet.—Man wünscht aber mit dem Abschlusz eines Kompeiisations-
abkommens den Abschlusz eines Elearingabkommens zu
verbinden, der die vollständige Deckung der polnischen Forde-
rungen in Deutschland auch in Zeiten einer gehemmten Devisenzutei-
lung durch die Reichsbank sichern soll. Bon polnischer Seite wird ein
solches Abkommenk das z.B-. die jetzt stockende polnische Holzeinfuhr
nach Deutschland wieder in Flufz bringen könnte, dringend gewünscht

Auflösungdes Verhandes zur Förderungder Danzig-polnifchen

Wirtschaftsbeziehungem
.Der ,,Berband zur Förderung der Danzig-P0l·-

nischen Wirtschaftsbeziehungen«, der unter dem Borsitz
des polnischen Abgeordneten des Danziger B-olksta»ges,Dr.
Moczynski, steht, hat beschlossen, seine Tätigkeit —

zu-

nächst auf die Dauer von zwei Zahren —- einzustellen. Der
Berband wurde seinerzeit, als der Danzigspolnische Böirtschaftskonslikt
besonders scharfe Formen annahm, mit dem Zweck ins Leben gerufen.
die innere Geschlossenheit der Danziget Wlttskhaft
gegenüber Polen zu sprengen. Das Buro des Berbandes
wird jetzt aufgelöst. Das Berbandsorgan stellt seltl Erscheinen eiii.
Die Auflösung ist eine logische Folge der letzten wirt-

schaftsorganisatorischen Maßnahmen des Dan-
z i g e r S e n at e s

, insbesondere »der Begriindung der Danziger
Aufzenhandelskammer, in deren Prasidium der polnische Volksmng-
abgeordnete Dr. Moczynski berufen wurde. Die Begrenzung der

Geltungsdauer des Beschlussesauf zwei Zahre stimmt mit der vor-

läufigen Laufzeit der Danzig-polnischen Wirtschaftsabkommen vom

6. August d.Z. überein.

Der Westmarkenverein.
Der »B«erband·zur Verteidigung der Westmarken«

lkukz "Westnmkkenvekem) hat auf einer Tagung seines Obersten Rates
eine Änderung seiner Satzung beschlossen. Die Satzung soll der am

ts. und 19, Rovember in cBZarschau zusammentretenden Delegierten-
versammlung zur Bestätigung vorgelegt werden. U.a. soll der Rame
des Berbandes in .,P o l n i s ch e i: BZs e st v e r b an d« umgeändert
und der Sitz des Berbandes von Posen nach Warschau
v e r l e gt werden. über die Griinde und Absichten dieser Änderungen
lassen sich nur Bermutungen anstellen. Es ist aber anzunehmen. dasz
die Regierungskreise bestrebt sind, den bisher stark unter n atsi o n a l -

d e m o k r a t i sch e m Einflufz stehenden Berband mehr in die Hand
zu bekommen.
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Ein Fichtebund-Flugblatt in polnischerSprache.
Der Deutsche Fichte-Bein d, Hamburg, der gegen das

Bersailler Diktat, die Kriegsschuldlugeund die Greuelhetzeaund 50

deutsche und 150 fremdsprachige Flugblatter geschaffen hat, bringt nun-

mehr ein Flugblatt in polnischer Sprache heraus» Cz

handelt sich um das Flugblatt »Das nationalsozialistischeDeutschland
als europäischeFriedensmacht«(Rr. 679); es »entl«)alteinen Auszug aus

der Rede, die Reichsminister Dr. Goebbeis in Warschau gehalten
hat. Die Abgabe erfolgt unentgeltlich.

Museumsbau in Kattoivitz geplant.
Bereits seit einer Reihe· von Jahren besteht in Kattowitz ein
use u m, das von-der Wosewodschaftmit bedeutenden Mitteln ge-

schaffen und vorlausig 111 Flnek AUZOhl von Räumen des
W o j e w o d s ch a f t s g e.b a u«de s untergebracht ist. Für dieses
Museum soll»nunmehr e in e i»ge n e s G e b ä u d e errichtet werden.
Ein vor zivei Jahren ausgeschriebenerWettbewerb erbrachte 30 Ent-
würfe, von denen Jedochkeiner fur geeignet befunden wurde. Infolge-
dessen hat der Woieivode Dr. Grazgnski einen anenieur Schager
beauftragt,einen Entwurf fur das Museumsgebäudeauszuarbeiten. Es
soll ein Monumentalchu in Eisen, Beton und Glas
werden und seinenPlatz In nakhsterRähe des Wojewodschaftsgebäudes
erhalten. Die Grundstelnleglsngist für das kommende Jahr vorgesehen.
Das Museum sPH Athllungen für G«eologie» Bor-
geschichte, Bolkskunde, Kunst usw., dazu Säle

S«pndekaussk«OllUUgen,Arbeitsräume u.a.m· enthalten.

surdle AUSOTbDllUUgdes Bauplanes ist ein Beirat eingesetzt worden,
M Professoren der Technischen Hochschulen Lemberg und Warschau

Und VUW Ylljahl hervorragenderMuseumsfachleute angehören. Bei
dEk GTOBZUglgkeit,«diebei dem Kattowiizer Wosewodschaftsgebäude
und anderen Reprasentationsbauten bereits gezeigt worden ist, kann
man annehmen,dafz auch an dein künftigen Museumsbau nichts gespart
ioerden wird, iini eine Sehenswürdigkeit zu schaffen.
10 000 Volksfchullehrer zu wenig!

Die polnischennL e h r e r o r g a n i s a t i o n e n haben beschlossen,
eine Dienkschriftuber die schwere Lage des Volksschuls
w«esen s an die Regierung zu richten. Fachkreise berechnen, dasz man

die Zahl der Stellen um etwa 10 000 erhöhen mühte,
um der allgemeinen Schulpflicht Genüge zu tun· cR»sotwendigsei auch
der Bau neuer Bolksschulen.

Der polnischeEpiskopat gegen die staatlichen Festtage.
Vom 5. bis 7. Septemberfand in Csrhenstochau eine K o n f e r e nz

d·es polnischen Ep»i.skopa.ts··in Anwesenheit der beiden pol-
nischenKardinalezvon funf Erzbischofen und 24 Bischöfen unter dem
Borsitz des Kardiiials Kakvwskistatt. U. a. befafzte sich diese Koti-
ferenz auch, wie die polnischePresse berichtet, mit dem lib e rha n d-

nehmen der weltlichen Festtage, die in völlig unzulässiger
Weise ,,Feste« genannt wurden und geeignet seien, die Bedeutung und
das Ansehen der kirchlichen Festtage zu mindern. Als unzulässigwurde
vom Episkopat u. a. auch die Bezeichnung ,,Fest des Meeres«
erklärt. Aber nicht nur die Bezeichnung wurde beanstandet.
Sondern der Episkopat stellte sich auch auf den Standpunkt, dafz das

Hinzuziehen der Kirche zudiesen feierlichen Veranstaltungen nicht mehr
zulässig sei. ,,Augenscheinlich ist also der Episkopat der Ansicht, dass
z. B· das nächstjährige Fest des Meeres ohne Beteiligung der Geist-
lichkeit stattfinden soll,« heifzt es hierzu in einem der Regierung nahe-
stehenden Blatt. Diesem Beschlufz des Episkopats kommt nicht nur

insofern Bedeutung zu, als die Gegnerschaft der Geistlichkeit geeignet
ist, die Bolkstümlichkeit und die Wirkung dieser Feste zu· mindern.
Dieser Beschluß ist auch ein Zeichen für das gespannte Verhältnis, das

zwischen dem Psilsudskiregime und dem römischenKlerus besteht. Dieser
läszt die Regierung ihre freidenkerische Tendenz in einer Art Boykott
der staatlichen Feiertage entgelten. .

Kutscher Schulschiff auf Weltteise.
Das polnische Schulschiff ,,Dar-Pomorze« (,,Geschenk
Pommerellens«)ist am 16. September aus Gdingen ausgelaufen, uni

seine erste Reise um die Welt zu unternehmen. Die Fahrt
geht iiher·Kopenhagen,Hsaiti. den Panamakanal, Honolulu, japanische
und chinesischeHäfen, Singapore, Südafrika, Azoren usw. An Bord

befinden sich»106 Personen, darunter 61 Schiffsjungen. Zur Abscl)ieds-
feier im Gdingenek Hafen waren u. a. der Hsandelsminister Flog ar-

Rajchman und der polnische diplomatische Bertreter in Daiizig,
Dr. P a p is e . erschienen.

Bereza Kannst
Am 19. und 20. September wurden, noch vor Ablauf der drei-

monatigen önternierungsfrist, die ersten Häftlinge aus dem Konzen-
trationslager Bereza Kartuska entlassen. Bei den Entlassenen
handelt es sich um Angehorigeder Rechtso pposition. Bon den

Ukrainern und Kommunisten, die im Lager festgehalten werden, soll
bisher noch keiner freigelassen worden sein. Bis auf einige, denen die

ungewohnte schwere körperliche Arbeit, zu denen sie herangezogen
wurden, nicht bekommen ist, sollen die Freigelassenen einen gesunden

für
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Eindruck machen. Ihre Zahl läszt sich, da sie in kleinen Erupps und
mit verschiedenem Reiseziel das Lager verlassen, nicht feststellen. Man
rechnet mit der Auflösung desLagers in einigenWochen,
mit Beginn der kalten Jahreszeit.

Prof. Pnieivski.
öm ,,0stland« Rr. 34 war auf Seite 399 unter den Mitgliedern

des Obersten Rates des Bundes der Auslandspolen auch der Professor
des polnischen Ggmnasiums in Danzig und Schriftleiter des ,,Grgf«,
Wladislaw PniewskisDanzig, genannt worden. Wie wir er-

fahren-, liegt hier eine Berwechslung mit Prof. Bohdan Pniewski-
Warschau vor. Dieser gehört dem Rate an·

Die neuen Staatsbiirger Südafrikas.s
ön der siidafrikanischen ,,G o v e r n e m e n t G a z e t t e« vom

27. Juli d. J. findet sich eine Veröffentlichung über die Personen, die
in der Zeit vom i. Januar bis Zo. Juni 1934 die südafrikanischeStaats-

angehörigkeit erworben haben. Die Angabe der G e b u r t s l ä n d e r

und B e r us e der n a m e n t l i ch angeführten Personen gewährt
einen interessanten Einblick in die beoölkerungspolitische Entwicklung
dieses Landes. Die 584 angeführten Ausländer verteilen sich zahlen-
gemäfz auf folgende Länder:
Litauen . . . . . . . . . . · . . . . . . . 223 Polen . . · . . . . . . . . . . . . . . . . . 67

Ruleand . . . . . . · . . . . . . . . . . 89 Lettlasnd . . . . . . . . . . . . . . . . . . 55

Deutschland . . . · . . . . . . . . . . . 55

Auf die übrigen Länder, wie Portugiesisch Westafrika, Holland,
SüdwestsAfrika, Griechenland, Italien, Schweiz, Palästina usw. ent-

fallen nur 95 neue südafrikanische Staatsbürger. Die osteuro-
päischen Länder (Litauen, Ruleand, Polen und
Lett l a n d) zeigen eine Gesamtzahl von 434 Personen. önteressant ist
die Rlamensliste Es sind gekommen die E o h e n s aus Palästina, Ruszs
land, Litauen und Polen, die Blo ch s aus Russland, Litauen und der

Schweiz, die Goldbergs aus Palästina, Polen und Litauen, die

Katzs aus Polen, Palästan und Litauen, die Levis, Levins,
Levgs und Lewys aus Holland, Polen, Litauen, Russland und
Schweden. Die Löwensteins kommen alle aus Lettland.

»-
öm Berufsstand stehen die k a u f m ä n n i s ch e n Berufe, was bei

dieser Riamensliste nicht verwunderlich ist, mit 269 an erster Stelle;
Handwerker sind 71, Farmer 11 und Arbeiter nur 2 gekommen. Die

anderen Berufsangaben verteilen sich auf Lehrer, Mediziner. Studen-
ten usw. Dabei sind z.«B. alle Studenten aus Litauen, Polen und

RfulealndlgekommenEine interessante Statistik. Armes Süd-
a ri a

Kurt Heynickes ,,Neurode«.
Kurt Heynicke, der einer skhlesischen Arbeiterfamilie entstammt

und schon im Jahre 1919 den Kleistpreis erhielt hat ein E h in gspi el

,,Reu»rode« verfaszt, das zu den wenigen Spielengehört, dsie heute
schondsie an das Chingspiel gestellten Forderungen in weitem Masse er--

fullen. Die Borgänge um die Reuroder Grube, sdie dein
Spiel zugrun-·del-i.egen,die grofzen Unglücksfälle, die wirtschaftliche Rot-
lage usnd vor allem die Rettung der Grube Idurch die Gründung einer
Arbiesitsgemeinschaft,sind bekannt. Dieses fnühe Beispiel für die Ber-
wirklirhung eines Arbeits- und Gemeinschaftsgesdankens, wie ihn der

Rationalsozialismus fordert, «hatHegnicke benutzt, um die ödee der

Bo-lksgemeinschaft, die Begriffe von» Arbeit als Dienst am Ganzen,
vom Gemeinniitz, von Bolk und Heimat darzustelleii. Das Spiel ist
durch die Schlesische Spielgemeinschaft für nationale Festgestaltung und
die cRS.-Gemeinschaft »Kraft durch Freude« in ider Breslauer Jahr-
hunsderthalle mit grofzeniErfolg aufgeführt worden.

'

Mobinfon statt Radbruch.

Rachdem Professor R a d bruch auf den Lehrauftrag für memel-

ländisches Recht an der Kauener Universität verzichtet hat, wird dieser
voraussichtlich dem Rechtsanwalt Dr. R o b i n so n übertragen werden,
der kürzlich einen umfassenden Kommentar des Memelstatuts voni

litauischen Standpunkt aus veröffentlicht hat.

Befchlagnahme eines deutschfeindlichenBuches.

Auf Anordnung der polnischen Behörden wurde das bei einem

Bierlage in Rikolai (0stoberschlessien) erschienene Buch ,,D i e W a h r -

heit über Hitler und die Juden« beschlagnahmt. Das
Bild auf der Citelseite stellt eine besonders krasse Berunglimpfung des

deutschen Staatsoberhauptes dar.
Ase-II.

J

Korruption in der Warfchauer Stabtverwaltung
Der Warschauer Stadtpräsident Starzgnski machte aufueiner

Pressekonferenz Mitteilungen über die Miszwirtschaft des fruhereti
Warschaiier Magistrats. Die Wirtschaft sei nicht nur nachlässig ge-

wesen, sondern habe auch-vielfach gegen das Strafgesetz verstoßen. Es

habe in Warschau nicht einen Magistrat, sondern eine ganze Masse
von ,,Magistraten« gegeben, die ohne Berbinduiig miteinander oder gar

gegeneinander aewirtschaftet hätten. Die Angestellten seien nicht ent-

sprechend dem Bedarf, sondern nach P r o te k t i o n eingestellt worden.
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Die Unterschiede in der Besoldung seien durch illegale Befol-
d ungszuschüsse herbeigefiihrt worden. Trotz der finanziellen
Schwierigkeiten der Stadt habe man mit R i e se n r e m u n e -

rationen für die Erwählten um sich geworfen. In einigen städti-
schen Institutionen hätten die Diener ein Einkommen be-

zogen, das dem Gehalt eines Ministerialrats gleich-
ekommen sei. Städtische Angestellte hätten die für Obdachlose

estimmten W o h n U n g e n eingenommen und städtische und soziale
Unterstützungen bezogen. Die Pensiviisbestimmungeii
seien so beschaffen gewesen, dafz es möglich gewesen sei, jemanden
für einen Eag im Magistrat anzustellen, ihn zu entlassen und ihm ein

Ruhegehalt für 30 Jahre zuzuerkennen. Gehälter seien vorschrifts-
widrig gezahlt worden. Ruhestandsbezüge habe man rechtswidrig
zuerkannt. Der Magistrat ’habe keine urbane Politik betrieben.
Jeder habe gebaut wie-und wo er wollte. Kleine Reben-—-
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strafzen habe man mit Asphaltpflaster versehen, während die Haupt-
strafzen sich in fataler Verfassung befanden. Das Diplom eines Ehren-
bürgers der Stadt Wsarschau für den General Zeligowski, das
auf Grund eines Stadtratsbeschlusses vom Jahre 1921 im Jahre 1925

angefertigt worden sei, habe man im Jahre 1934 in den Stadtratss
akten gefunden, — es war nicht überreicht worden. Kennzeichnend
für die korrupte sinanzpolitik des früheren Magistrats sei es

u. a. auch, dasz sich der Magistrat während der Verhand-
lungen mit Privatbanken über einen voni Staatsschatz garantiertem
mehrere 10 Milionen betragenden Kredit eines Bermittlers bedient
habe, der 2 bis Z v.H. der ganzen Summe als Provision erhalten
habe. Der Kredit habe deshalb die Stadt jährlich 15 o.H. gekostet.
öffentliche Gelder seien in den

Schmutzpgeworfen
worden. — Zum Schlufz gab der Stadtpräsident seinen lan zur Rege-
lung der Stadtfinanzen bekannt.

Die Not des polnischen Dorfes.
Die polnische Presse, insbesondere natürlich diejenige der Opposi-

tionsparteien, ist dauernd voll von Klagen über die Rot der
Bauern in Polen, und zwar nicht nur im östlichen Polen,
woher man Schilderungen über das in den Dörfern herrschende
Elend schon seit langer Zeit kennt. Auch in den ehemals
d e utsche n Ge bieten, in Posen und Pommerellen, ist unter den

Bauern, aber ganz besonders unter den Siedlern, die auf früher
zumeist deutschem Besitz oft in der primitivsten sorm angesetzt
worden sind, der Lebensstandard vielfach auf ein erschreckend niedriges
Niveau gesunken. Die niedrigen Preise für landwirtschaftliche Pro-
dukte, die unerschwinglich hohen Preise für alle nichtagrarischen Er-

zeugnisse, die driickenden Steuern und die liberschuldung machen, den

Berichten der Presse zufolge, den Gerichtsvollzieher zu einem ständigen
Gast in· den Dörfern und den Bauern und Ansiedler zu einem ab-

hängigen Knecht auf seinem eigenen Besitz. »Mit einem Wort«, so
schrieben vor einiger Zeit einmal einige nationaldemokratische Blätter,
,,es steht schlimm um das pommerellische Dorf, denn

auch hier (und nicht nur im östlichen Polen) wird Viehsalz zu
d e n S p e i s-e n v e r w e n d e t, wird an Stelle von Petroleum der

Kiensp an gebrannt, wird zwecks Ersparung von Streichhölzern ein

ewiges seuer unterhalten. Die ganze samilie geht in ein und
demselben Anzug zur Kirche, den sie abwechselnd anzieht; Z e it un g e n

können nicht mehr gehalten werden, weil keine Mittel dazu vorhanden

sind,höchstens,dasz mehrere Nachbarn das Geld hierfür zusammen-
egen.« .

Dasz das polnische Dorf übervölkert ist, dasz die not-

wen-dige landwirtschaftliche Arbeit von erheblich weniger Menschen
geleistet werden könnte, als tatsächlich vorhanden sind, ist bekannt;
und auch in der Regierungspresse ist oft genug die liberoölkerung des

polnischen Dorfes als eines der schwierigsten sozialen
Probleme, für dessen Lösung noch nichts Entscheidendes unter-
nommen worden ist, anerkannt worden. Statistisch läfzt sich die lä n d -

liche Arbeitslosigkeit nicht erfassen· In den offiziellen Ar-

beitsmarktstatistiken wird sie überhaupt nicht berücksichtigt Was an

Schätzungen vorliegt, verdient zwar Beachtung, wird in seiner Zuver-
lässigkeit aber in jedem ssalle mehr oder weniger von der politischen
Einstellung und dem sozialen Temperament des Schätzers getrübt. Die

nationaldemokratische »Gazeta Warszawska« setzte sich am

2. und 4. Juli d.J. einmal mit dem Problem der dörflichen Arbeits-
losigkeit auseinander.

»Das Dorf«, so hiefz es da u.a., »i)«tdas gröfzte Sammelbecken
der Arbeitslosen in Polen . . Lassen mir das Problem der Saisons
arbeit aufzer acht, so können wir sagen, dafz 6,Z Millionen Berufs-
tätiger in der Landwirtschaft während des ganzen Jahres Arbeit haben,
und dasz 6,6 Millionen während des ganzen Jahres
arbeitslos sind. Selbst in den Monaten der gröszten Bean-

spruchung genügen zur Ausführung wichtiger Saisonarbeiten 56 bis
84 v.H. der in der Landwirtschaft tätigen Bevölkerung. Bedenken
wir: 6600 000 erwachsene, mit dein Boden verbundene Menschen haben
überhaupt keine Arbeit, oder teilen sich in der Arbeit mit dem Rest,
der auch ohne ihre Hilfe den Acker bestellen könntel Welch ungeheurer,
vernaschlässigter und unausgenützter Vorrat an Kraft, Energie und

Reichtuml«
Einigkeit besteht in der Presse aller Richtungen darin, dafz die

Bemühungen der letzten Jahre, der Landwirtschaft
zu helfen, völlig unzureichend gewesen sind. Die ver-

schiedenen Zinssenkungs- und Preisstützungsaktionen usw« haben den
weiteren Niedergang der Landwirtschaft im wesentlichen nicht aufzu-
halten oermocht. Gerade die Erkenntnis der Unzulänglichkeit dieser
Maßnahmen, die allzu sehr noch auf die TOünsche und Interessen des
Grofzgrundbesitzes eingestellt waren. haben im Januar d.J. zu der

Regierungsumbildung geführt. durch die die Leitung dec
Staatsgeschäfte in die Hand von Männern wie Kozlowski und Ponia-
towski gelegt wurde, die mit dem Vorsatz an ihre Arbeit herangingen,
in allererster Linie dem Kleinbauern zu helfen. die
»sront nach dem Dorf« zu nehmen. Mit dieser Regierungsumbildung
ist die polnische Agrarpolitik in ein neues Stadium getreten; sie hat
sich einer Aufgabe zugewandt, die nicht nur den Einsatz ganz grofzer
Mittel, sondern auch die Kühnheit weitschauender Maßnahmen und die
Bereitschaft zu einem das ganze Wirtschaftsleben erfassenden Kurs-
ioechsel erfordert, wenn sie gelingen soll.

"

Parzellierung und Entschuldung sind die beiden Hauptpfeiier des

Agrarprogramms der Regierung Kozlowski. Dasz sich die Entschuldung
nur in b esch rä nkte m Mafze auf die grofzen und mittleren Betriebe,
aber un ein g e s ch r ä n kt auf die Masse der kleinen Wirtschaften
erstrecken soll, ist das wirtschaftlich und politisch Wesentliche an diesem
Programm, dass erklärlicherweise bei den Groszgrundbesitzern, die in der

Hauptsache auf dem konservativen sliigel des Regierungsblocks stehen,
abgelehnt und bekämpft wird. Jedoch ohne Erfolg. Zu der ohne
Rücksicht ciuf die Höhe der Verschuldung für die Entschuldung in
Betracht k.)mmenden Gruppe des Kleingrundbesitzes bis
zu 50 hu gehören in ganz Polen etwa Z,Z Millionen Be-
triebe. Daneben stehen etwa 30 000 Betriebe mit mehr als .

50 ba, die hinsichtlich der Entschuldung in mehrere Gruppen eingeteilt
werden. Der mittlere Besitz this zu 500, in einigen Gebieten
bis zu 100) tm) wird, sofern seine Verschuldung 75 v. H. des Schätzungss
wertes nicht übersteigt, oon der Aktion berücksichtigtwerden. Die Be-
triebe von über 500 (bzw. 1000) ha werden bis zu einer Verschuldungs-
grenze von höchstens50 v. H., diejenigen von über 1000 (bzw. 1500) ha
bis

Ei
einer Verschiildungsgrenze von höchstens 40 v. H., und schlieleich

die etriebe von über 2000 (bzw. 2500) ha bis zu einer Höchstverschuls
dung von 30 v.H. des Schätzungswertes in die Entschuldungsaktion
einbezoaen werden· Zür landwirtschaftliche Betriebe, die wegen ihrer
übermäfzigen Verschuldung von der Entschuldungsaktion
nicht miterfafzt werden können, sind besondere Bestimmungen über
ein Liquidations- und Bergleichsverfahren vorgesehen.
Diese Bestimmungen haben zum Ziele, den Schuldnern einen Vergleichs-
abschlusz mit den Gläubigern bzw. eine völlige oder nur teilweise Liqui-
dation der Besitzsubstanzzu erleichtern.

Welche Ausmaszedie Verschuldung der Landwirt-
schaft in Polen angenommen hat, darüber gibt ein Artikel,
der am 19. öuli d. ö. in der »Gazeta Warszawska« erschienen ist, Aus-
kunft. Danach haben die im Jahre 1932 durchgeführten Erhebungen
des sinanzministeriums folgenden Schuldenstand, der sich inzwischen
zweifellos noch erhöht hat, ergeben:

·

langfristige organisierter Kredit . . . . . 1842,8 Mill. Zl.
langfristiger nicht organisierter Kredit . . . 700

» »

kurzfristiger organisierter Kredit 924,8 » »

kurzfristiger nicht organisierter Kredit . . . 800
» »

rückständige Steuern und Leistungen . . . 354
» »

zusammen 4621,6 Mill. Jl.

Die jährlich auszubringende Zinsenlast für diese Schuld
wurde damals auf kxtiva 350 Mill. Zlotg, die für die Amortisation
erforderliche Summe auf 305 Mill. Zlotg geschätzt. Zu glelthk »Helf
wurden aber die Bareinnahmen derpolniscben Landwirt-
schaft damals auf rund 1520 Mill. Zlotg ·errechnet.»»Von dieser
Summe«,schreibt die »Gazeta Warszawska« in ihrem erwähnten Artikel,
»entfallen auf den W i rtsch a f t sa ufw a n d 1 064 Mill. Zloty, auf
laufende Ausgaben und Leistungen 247 Mill. Zloty, so dasz
zur Verzinsung der Schulden und Ruckstande nur 209 Mill. Jloty übrig
bleiben, während diisxsePositionen auszer den sofort fälligen Zahlungs-
verpflichtungen 414 Mill. Zlotg betragen«Aus diesen —- wenn auch un-

genauen — Schätzungen ergibt llkh ganz klar, dafz die vorhandene
Schuldenlast von der polnischen Landwirtschaftnicht aus eigener Kraft
abgetragen werden kann, sondern sie, wenn man den Dingen ihren Lauf
läfzt, inleine stetig wachsende Verschuldung hineintreiben mufz. Selbst
eine wesentliche Senkung des Zinsfufzes und andere, im Agrarprogramm
der Regierung Kozlowski vorgesehene Mafznahmen werden nicht in der
Lage sein, eine dauernde Besserung zu schaffen. Unentbehrlich ist für eine
dauernde Gesundung die Schliefzung der Preisschere, d. h.
ein Ausgleich zwischen dem Preisnioeau der landwirtschaftlichenund
demjenigen der industriellen Produkte. Damit aber greift —- wie auch
von der finanziellen und bevölkerungspolitischenSeite her-das Problem
der Agrarpolitik unmittelbar in das der A u fz e n h a n d e l s- und In-

dustriepolitik ein. Das eineist nicht ohne das andere zu lösen.
Zu lösen aber siiid diese Probleme alle nur dann, wenn die Landwirt-
schaft bei allen Maßnahmen, die getroffen werden, als die wirtschaftliche
Grundlage des Staates und der Bauer als der erste Bürger im Staate

gewettet wird.



Das Problem der Ferkehrsfprache in den Nandftaaten.
Es ist für kleine Völker, die, wie jdas estnische, lettische und

litauische, nur 1 bis 2 Millionen Seelen zahlen, nicht leicht, ohne die

Ziihilfenahme einer Fremdspracheauf wissenschaftlichem und anderem

Gebiete mit den groszen Bolkern Schritt zu halten. Das Bedürfnis und
der Zwang, die Sprache eines grossenKulturvolkes zu sprechen, ist daher
bei den Angehörigen zahlenmaszcgschwacher Nationen besonders stark
ausgeprägt sitt die» steii, Letten und Litaiier sind bisher Deutsch
und Russisch die kulturell bedingten bzw. politisch gegebenen
B er k e h r s s p r a Fhe ii gewesen. Mit der Frage einer R e u -

oFieiitieruiig in der Wahl einer Berkehrssprache
sur die drei baltischen Staaten setzte sich vors kurzem das

halbamtlichengaek»Morgenblatt ,,Rihts« in bezeichiiender Weise
auseinander-. Da i e n e u e G e n e r a t i o n des lettischen Bolkes,
beifzt es dort, Deutschund Russisch iii den lettischen Schulen nicht mehr
lernen werde, sO musse schon jetzt eine andere Entscheidung fallen.
Die Zkage der Pflichtfremdsprache in den Schulen
konne aber» von den einzelnen baltischeii Ländern
Ulcht s·elbstandig gelöst werden. Die Entscheidung müsse
VVM GeIlchtspunkt der gemeinsamen Interessen getroffen werden.
Dadurch, das- Lettlands neues Schulgesetz der englischen Sp ra che
»den vornehmsten Platz unter den Fremdspracheii
iyii den Grund- und Mittelschulen eingeräumt habe, sei die
Lage Lettlands einigermafzeii mit der in Estland gleichgeschaltet
wordenZwo schon früher, wenigstens in d en M ittelschuleii,
Englisch Pflichtfach gewesen sei. »Das neue Schulgesetz Lett-
lands,« schreibt das Blatt dann, »regelt aber diese Frage viel konse-
quenter als Estlaiid, wo die Eltern in der Fremdsprachenfrage noch viel
zii bestimmen haben. Bon dieser Seite wird in Estlaiid grofzes Interesse
der deutsch en Sprache zugewandt, und man zweifelt an der
praktischen Brauchbarkeit der englischen Sprache iii unseren Verhält-
nissen. Ganz anders verhält es sich mit den Fremdspracheii iii
Litauen. Dort steht an erster Stelle in den Mittel-
schulen die franzosische Sprache als Pflichtfach uiid
erst an zweiter Stelle kommen Deutsch und Englisch
nach Wahl. In der vierklassigen Elementarschiile, die in

keinem direkten Zusammenhangmit der Mittelschule steht, gibt es

uberhauptskeine Frenidsprache In Litauen ist eine grvfze
Neigung sur »diefranzösischeSprache zu beobachten und sehr wenig
Interesse fur »die·englische.Es sind also gewisse Schwierigkeiten zu

überwinden,bis Litauen sich hinsichtlich der Sprache den anderen bal-
tlskbell Staatpn anglelkben kann. Gerade auf Wunsch des litauischen
Vertreters liess die.Kvnf-erenz der baltiskben ANHAN-

ru n g sv e re i ne, die am l. Zuli d. Z. in Bilderlingshvf stattfand, und
auf deren Tagesordnung die Frage einer gemeinsamenFremdsprache
stand,dieses Problem einstweilen noch offen. Aber es

Ist eine der wichtigsten Aufgaben weiterer baltischer Beratiingein diese
Fragen zu entscheiden.«

Die Frage, die hier von einem der lettischeii Regierung nahestehen-
den Blatte in sehr eindeutig englischem Sinne behandelt wird, verdient
in Deutschland die stärkste Beachtung. Das um so mehr, als tatsächlich
beachtliche Kräfte am Werke sind, uni die bisher grofze Bedeutung des

Deutschen als Berkehrssprache der Randstaatenvölker zu brechen
Wäre nicht die ebenso tief eingewurzelte, wie unbegründete Furcht vor

der politischen und geistigen ,,Bersklavung« durch Deutschland, wäre
nicht die sinnlose und böswillige Hetze gegen alles Deutsche, der auch
die niafzgebenden Kreise der baltischen Staaten mehr oder weniger,vser-
falleii sind, dann wäre die Wahl einer gemeinsamen Berkehrssprarhe
für die Randstaatenvölker überhaupt kein Problem. Es ist nicht die

Folge eines klaren Abwägens des Für und Wider, sondern einfach
die Wirkung einer politischen (wie zu hoffen steht vorüber-
gehenden) F e in dsch a f t ,«die die maßgebendenKreise iii Reval, Riga
und Kauen dazu veranlaszt hat, das Deutsche zu verdrängen und den
Gebrauch einer anderen ,,gros"zen··Kiiltsursprache zu pflegen. Wirt-
schaftliche Zeiterscheiiiuiigeii — wie die gegenwärtig iii
der Eat bedeutende Rolle Englands iin Auszeiihandel der baltischeii
Staaten —- oder ungewisse frankophile Stiinmungeii,
von denen ein verhältnismäßig kleiner Kreis zur Zeit einfluszreicher
Iiitellektueller sich leiten läszt, sind in der Hauptsache maszgebend für die
gegenwärtigen antideutschen Tendenzen in der Wahl einer Verkehrs-
sprache. Die Tendenz, sich sprachlich vom Deutschen zu ,,emanzipieren«,
ist in allen drei Ländern vorhanden. Aber die Richtung der

zu k ü n f t i g e n E ii t w i ck l u n g ist noch nicht endgültig festgelegt
worden. Reben Englisch und Französisch werden von bestimmten
Kreisen auch noch andere Sprachen für eine bevorzugte Anwendung und

Pflege empfohlen. In Litaiien z. B. ist man durchaus nicht abgeneigt,
dem Russischen wieder eine gröfzere Bedeutung zuzuweisen, als
man das aus politischen Gründen iii Lettland und Estlaiid zu tun ge-
denkt. Ferner gibt es iii Litauen, aber auch ini östlirhen Lettland nicht
unbeträchtlicheKreise, die einer Bevorzugung des P olnische n nicht
abgeneigt sind. » In Estland wiederum haben sich mehrfach Stimmen
erhoben, die eine sprachliche und damit kulturelle Anlehnung aii

Schweden fiir das Gegebene halten. All’ diese Sprachen werden
jedoch von den heute mafzgebenden Ehauvinisten mehr oder weniger
abgelehnt, und zwar stets weniger als sachlichen, als aus p o l i t i s ch e ii

Grunden. Man will nicht die Sprache eines grofzen Rach-
b a·rn«pflegen,weil inan fürchtet, damit kulturelle und sich möglicher-
weise politisch gefährlichauswirkende Beziehungen zu fördern. Da nian
aber trotzdem die Rotwendigkeit der allgemeinen Kenntnis einer

Fremdspracheeinsieht, will man d i e S p r a kh e e in e s B’ o l k e s

wahleii,von dem man annimmt, dafz es einem — wegen-
seiner gseographischen Entfernung vom baltischen
Raum — politisch nicht gefährlich werden kann. Das
letzte BZort ist über diese Angelegenheit noch nicht gesprochen. Deutsch-
land wird hier auf dem Posten sein müssen.

Der Staatliche Arbeitsdienstin Danzig.
Bereits im Iuni d. I. wurde in der Freien Stadt Danzig»eine

Verordnung über die Einführung des Danziger
it a a t l i ch e n A r b e i t s d i e n st e s veröffentlicht. Die Einberufung
dazu soll regelmäfzig zu Beginn jedes Winterhalbjahres erfolgen. Die
Bvrbereitungenzur erstmaligen Durchführung des staatlichen Arbeits-

dienstes werden bereits getroffen. Uni für ihn Platz zu schaffen, hat
der Freiwillige Arbeitsdienst in Danzig seine Lager im

wesentlichen geräumt. Solche Lager bestehen in Zoppot, Saskvschin, Lang-
fuhr und in der Stadtgemeinde Danzig. Der Danziger Freiwillige
Arbeitsdienst hat aber seine Aufgabe nationalsozialistischer Schulung in

so vorbildlicher Weise erfüllt, dafz seine Arbeit in dein begonnenen
Rahmen mit dem derzeitigen Material zu Ende geführt werden soll·
Deshalb entschlosz man sich zur Ueberführung des Danziger
Freiwilligen Arbeitsdienstes nach 0stpre"ufzeii. Die

DanzigerLeitung hat ihren Standort in W or m ditt erhalten. .

. .Fur den staatlichen Arbeitsdienst reichen natürlich die vom Frei-
ivilligen Arbeitsdienstverlassenen Lager nicht aus. Es «siiiddaher noch
neue Lager im Ausbau begriffen, so dasz es späterhinmöglich sein wird,
immer einen vollständigen Iahrgang einzuberufen. Für diejenigen, die

Lust und Liebe zu den landwirtschaftlichen Arbeiten und Berufen zeigen,
werden besondereArbeitslager geschaffen, wo sie alle in der Landwirt-

schaft einschlägigen Arbeiten kennenlernen können. Das wird für
spätere Siedler wertvoll sein und in Zukunft dem, wie in Ostdeutschland
allgemein, so auch im Freistaaat Danzig bestehenden Mangel aii

la n d w i r t s cl)a f t l i ch e»ii «Ar b e i te r n steuern. Arbeitsvorhabeii
für den Staatlichen Arbeitsdienstsind ini übrigen in der Hauptsache
Meliorationen, Landgewinnung, Strafzenund Wegebauten, Planierungs-
arbeiten, Steinwerbung und Beschaftigungenähnlicher Art. D i e freie
Wirtschaft soll nach Möglichkeitdurch die Arbeiten des staatlichen
Arbeitsdienstes nicht beeinträchtigt werden. Auf sozialem Ge-

biete wird sich die Arbeitsdienstpflichtinsofern sehr gut auswirkeii, als

heute noch viele Fa m i l i e nv äte r mit Kindern uiibesrhäftigt sind und

in kurzem nuii die Plätze voii 1s—25jährigen jungen
Bolksgenossen einnehmen können. Die Arbeitsdiens-
pflicht beläuft sich auf l Iahr. Die Mannschaften des Arbeitsdienstes
werden aufzer llnterkunft, Berpflegung und Bekleidung eine kleine Tages-—

löhnuiig erhalten. Rach Ablauf ihrer Arbeitsdienstzeit bekommen sie
einen Arbeitspafz, der ihnen Leistung, Führung und Eignung be-
scheiiiigt. Arbeitsdienstpflichtig ist jeder arbeitsfähige Danziger Staats-

angehörige (a u ch p v l n i s ch e r R a t i o n a l-i tä t), der mindestens
is, jedoch nicht über 25 Iahre alt ist. In der Regel ist die Einberufung
zuin Arbeitsdienst für den l. Rovember des Kalenderjahres vorgesehen,
in dem der Arbeitsdienstpflichtige sein 20. Lebensjahr vollendet. Frei-
ivilliger Eintritt innnerhalb der Grenze vom Is. bis zum 20. Lebensjahr
ist möglich. Es ist nur an einen Bestand von e t w a 1000 Ar b eits-
pflichtigeii pro Iahr gedacht, so dafz nicht alle Arbeits-

pflichtigen zur Einberufung gelangen können. Um so
- mehr hat der den staatlichen Arbeitsdienst Leistende Ursache, sich den

Dienst zur Ehre anzurechnen.
Wer in der Absicht, sich seiner gesetzlichenArbeitsdienstverpflichtung

zu entziehen, der Einberufung nicht nachkommt, wird wegen A r b e its -

die n st f l u cbt mit Gefängnis bestraft. Bon der Ableistung des Arbeits-
dienstes a u s g e n v m m e n sind Personen, die wegen schwerer körper-
licher oder geistiger Gebrechen dauernd untauglirh sind. Ferner können
von Jahr zu Zahr zurückgestelltwerden: die einzigen Ernährer hilfs-
bedürftiger Familienmitglieder, Dienstpflichtige, deren Mitarbeit für die
Fortführung eines Betriebes unerläszlichist, Dienstpflichtige, die dauernd
im Auslande wohnen, Dienstpflichtige, deren Uebernahme in den Arbeits-
dienst aus in ihrer Person liegenden Gründen nicht zweckmäfzigerscheint
und schlieleichSchüler höherer Lehranstalten bis zur Ablegung der Reife-
prüfung. Mit Ausnahme letzterer kann von der Einberufun der an sich
gesetzlicharbeitsdienstpflichtigen Personen auch endgültigabge eheii werden.

Der ideelle Zweck der Einrichtung des staatlichen Arbeits.
dienstes ist in den Vordergrund gestellt· Die Iugend soll zu

p f l i ch t b e w u fzt e n Staatsbiirgern erzogen und durch g e in e i n s a ni e

Arbeit im Dienste des- Bvlkes sozial zusammengeschweifzt werden. Der

bisherige Gauarbeitsführer des Freiwilligen Arbeitsdienstes, Oberregie-
rungsrat Gedies, übernimmt die Führung der Arbeitsdienstpflichts
Organisation unter gleichzeitiger Umwandlung der Danziger Arbeitsdienst-
Gaustelle in eine Zentralstelle. Die Einführung der Arbeitsdienstpflicht
in Danzig ist als ein besonderes Berdienst der nationalsozialistischen
Regierung zu bewerten und wird zweifellos ihre guten Früchte zeitigen.
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Von den Deutschen in Polen-
Ein Rundschreiben Grazynskis.

D e r W o s e w o d e G ra z g n s k i hatte durch Rundschreiben vom

24. Oktober 1933 »den Arbeitslosenämtern der Wojewodschaft Schlesien
das Recht gegeben, bestimmten Turnusurlaubern nach
Ablauf ihres Zwangsurlaubs die Wiedereinstel-
l u n g zu v e r w e i g e r n. An Stelle der Abgewiesenen sollten andere

Personen, die schonjahrelang arbeitslos sind oder zahl-
r e ich e K i n d e r zu ernähren haben, eingestellt werden. An sich
eines verständliche, soziale Maßnahme. Aber in der Praxis wirkte sich
dieses Recht der Arbeitslosenämter dahin aus, daß v o r w i e g e n d

solche Turnusurlauber, die sich zum Deutschtum be-
kennen und ihre Kinder in die deutsche Schule
schicken, von der Wiedereinstellung ausgeschlossen
b l i e b e n und polnische Arbeiter, die die vorgesehenen Erfordernisse
durchaus nicht immer erfüllten, die offenen Arbeitsstellen erhielten.
Beschwerden bei der G e mischte n K o m m i s s i o n hatten wohl in

einigen Fällen Erfolg. ön vielen sällen aber blieb der Einspruch der

benachteiligten Deutschen erfolglos. Jetzt, nachdem bereits eine große
Anzahl Deutscher dank seiner friiheren Anordnung ihre Arbeitsstelle
verloren haben, hat sich der Wojewode Grazgnski veranlaßt gesehen,
ein neues Rundschreiben herauszugeben, in dem die Ab-

stellung derartiger Mißbräuche verlangt wird. ön diesem Rundschreiben
heißt es u. a.:

»Bezugnehineiidauf die Verfügung vom 24. Oktober 1933 erhielt
ich zur Kenntnis, daß einige kommunalen Arbeitsvermittlungsämter bei
der Wiedereinstellung von Turnusurlaubern sich oft v o n p e r s ö n -

lichen Rücksichten leiten lassen und oft weniger
bedürftige Personen und insbesondere Verwandte
und Bekannte an Stelle der Turnusurlauber in den
A rb e its p r o z eß b r in g e n. Hierbei werden häufig solche Per-
sonen umgangen, die tatsächlich Anspruch auf eine Einstellung haben.
Die zahlreich ei.ngehenden Beschwerden beiden ört-

lichen Ämtern und bei den Berufsverbänden beweisen dies. Zur Ber-

meidung derartiger Beschwerden verfiige ich, daß die Herren L a n d -

r ä t e u n d B ü r g e r m e i st e r in die Listen persönlich Einsicht
nehmen undsich davon überzeugen, daß bei d«er Wiieder-
einstellung von Turnusurlaubern Ungerechtig-
keiten ausgeschlossen werden. Die Landräte und Bürger-
meister werden angewiesen, an die unterstellten Arbeitslosenämter eine

Verfügung zu richten, daß sich die Leiter »der Amter b ei d e r V e r -

mittlung von Arbeitern unparteiisch verhalten
und nur nach den wirtschaftlichen und familiären
"Verhältnissen der einzelnen urteilen sollen. Werden

in dieser Beziehung irgendwelche Verstöße festgestellt, so müssen d i e

Schulsdigen unnachsichtlich zur Verantwortung ge-
zogen werden«

Ein aufschlußreicherBrieswechsel.
Die deutschen Zeitungen in Polen veröffentlichen einen Briefwechsel

zwischen dem »Zent·ralausschuß der Deutschen in Polen«,
dessen Viorsitzender Senator H ci s b a ch ist. und der vson Senator
Pant geleiteten »Deutschen Ehristlichen Volkspartei«.
Dieser Biriefwechsel ist fiir die politische Einstellung b e i d e r Seiten
sehr bezeichnend. Der Vorstand der· »Volkspartei« richtete am

28. August d. J. an Hasbach ein Schreiben folgenden Inhalts:
»

»Der ,Zentralausschuß der Deutschen in P»olen«" hat
eine in seiner Sitzung vom 23. August 1934 gefaßte Entschließung
veröffentlicht, wonach er eine Zusammenarbeit mit dem

Vorsitzenden der Deutschen Ehristlichen Volks-
partei, Senator Dr. Pant, als dem geistigen Träger des
,Der Deutsche in Polen««ablehnt weil die Haltung dieses
Blattes ,das nationale Empfinden des deutschen
Volk e s v e r l e tz t’. ön der Aussprache, die der Entschließung
vorangegangen war, wurde ausgeführt, daß ,die Mitarbeit mit einem
Deutschtumsführer, der den Rativnalismus nicht bejaht,
unmöglich’«sei. Diese Begründung steht im Widerspruch zu der
bisherigen Einstellung des Zentralausschusses
zum Wationalsozialismus

»

»Der Vorstand der Deutschen Ehristlichen Volkspartei hat in seiner
Sitzung vom 25. August 1934 dem Parteivorsitzenden einstimmig das
Vertrauen ausgesprochen. Der Parteivorstand verwahrt sich dagegen,
daß der Zentralausschuß von seinen Mitgliedern —- und damit von

der deutschen Minderheit in Polen — d i e B e j a h u n g v on

Grundsätzen verlangt, die im Wiiderspruch zur
christlichen Weltanschauung stehen(damit sind die national-
sozialistischen Grundsätze gemeintl Schriftl.).
»Mit der Entschließung vom 23. August 1934 hat der ,Zentral-

ausschuß der Deutschen in Polen« sich einseitig auf ein P a r t e i -

p r o g r a m ni festgelegt und damit aufgehört, die Vertretung des

Gesamtdeutschtums in Polen zu sein.«
·

Auf dieses Schreiben hat Senator Hasbach im Ramen des Zentral-
ausschusses der Deutschen in Polen am 1. September folgendermaßen
geantwortet: -

»Die Begründung, die Sie in öhrem Schreiben für die Entschließung
des Zentralausschusses Herrn Senator Pant egenüber anführen, ent-

sprichtnicht den Tatsachen. Der Zentralauss uß hat durch den Mund
seines Vorsitzenden Herrn Dr. Pant gegenüber zweimal ausdrücklich

erklärt, daß diese Entschließung nicht erfolgt sei, iveil

Herr Senator Dr. Pant den Rationalsozialismus
a b l e h n t , sondern weil, wie Sie selbst richtig .zitieren, die Haltung
des Herrn Senators Dr. Pant im ,Der Deutsche in Polen’, dessen gei-
stiger Träger er ist, dem Rationalsozialismus gegenüber das nationale

Empfinden der deutschen Bevölkerung in Polen verletzt. Der Vor-

sitzende betonte ausdrücklich,daß fü r d i e Z u g e h ö r i g k e it zu m

Zentralausschuß nicht die Weltanschauung maß-
g e b e n d sei, sondern daß jeder deutsche Mann, der seinen Pflichten
dem Deutschtum gegenüber bei uns im Lande nachkommt-, willkommen
sei, also auch wer nicht auf dem Boden der national-

sozialistischen Weltanschauung stehe.«
Zwei Straßennamen.

Rachdem vor kurzem bereits die nach dem Schöpfer des ober-

schlesischen Bergbaus, Graf Reden, benannte Straße in der alten

Bergstadt Tarnowitz von »eifrigen Patrioten« mit dem neuen pol-
nischen Bürgermeister Antes an der Spitze umgetauft worden ist, werden
setzt noch zwei andere Tarnowilzer Straßennamen verschwinden, die auch
Jahrzehnte hindurch das Andenken von Männern wachhielten, denen

Oberschlesien viel zu verdanken hat. Es sind die Ramen Ru d o lf v o n

E a rn a l ls und des Senators Lukaschik. Der erstere wurdeim Jahre
1804 in Glatz als Sohn des Generals von Earnall geboren. Nachdem

er das dortige Ggmnasium beendet hatte, begann er 1819 seine Vor-

bereitung zum Bergfach. Zum Bergeleven ernannt, trat er bald darauf,
1830, als 0ber-Einfahrer bei dem Bergamt in Tarnowitz ein. ön

dieser Stellung hatte er besonders den Betrieb des fiskalischen Blei-
und Silbererzbergwerks Friedrich bei Tarnowitzund der gerade damals
in der Entwicklung begriffenen Galmeibergwerkezu leiten, wobei er

eine so ersprießlicheTätigkeit entfaltete, daß er schon 1839 zum Berg-
meister befördert wurde. ön dieser Stellung grundete er die in Tarnoroitz
eingegangene Bergschule neu. 1844——46.gab er allein, später mit

King von Ridda ein bergmännisches Taschenbuch für
0 b erschlesien heraus. Im Jahre 1855 als Berghauptmann an die

Spitze des Oberbergamts Breslau berufen, gab er den Anstoß zur
Bildung des Schlesischen Vereins für Berg- und Hüttenwesen, aus

welchem sich später der Berg- und Hüttenmännische Verein

entwickelte, und leitete die Redaktion der Zeitschrift dieses Vereins.
Im Jahre 1857 erschien seine geognostische Karte Oberschlesiens, die

damals von hervorragender Bedeutung war. Auch bei der Reuschaffung
des deutschen B e r gr e ch t e s trat Rudolf von Earnall führend hervor.

Der andere, dessen Ramen nach dem Willen sturer Ehauvinisten im

heutigen Tarnowitz vergessen sein soll, ist«Senator Lukaschik. Er

war der Begründer der über die Grenzen Oberschlesienshinaus be-

kannten Seifenfabrik Lukaschik in ’Tarnowitz. liber
fünfzig Jahre stand er im Ehrendienst der Kommune Tarnowits.
Unzählige Verbesserungen in der Stadt und Verschönerungen des Stadt-

bildes sind ihm zu verdanken. Ein äußerst mildtätiges Wesen warn der

Hauptzugdieses edlen Charakters. Besondere Freundschaft verknüpfte
diesen wahrhaft königlichenKaufmann mit der TarnoivitzerSchützengilde,
woran uoih heute die Austragung des LukaschikkLegatschießenserinnert.

Graf Reden, von Earnall und Lukaschik, das sind Rame n, d ie ein

gutes Stück oberschlesischer Wirtscl)aftsgeschicht·e
enthalten, — allerdings deutscher Geschichte. Grund genug sur
Antes und Genossen, die Erinnerung an sie auf den Kehrichthaufen zu

fegen.
Schicksale deutscher schulen in Polen.

Mit Beginn des Schulsahres t934X35 wurde d i e n e u e d e u t s ch e

Privatschule in Mewe (Pommerellen) eröffnet. Die Er-

richtung dieser Schule ist erst nach iahrelangen vergeblichen
B e m ü h un g e n und nur unter schweren Opfern möglich geworden.
Bis August 1929 bestand in Mewe eine st a atlich e deutsche Sammel-
schule, die vvn 40 Kindern besucht wurde. Damals wurde die Schule
von den polnischen Behörden g e s ch l o s s e n. Die deutschenEltern

gingen sofort daran, die Errichtung einer neuen»priva.ten Schule
vorzubereiten. Ein entsprechender Antrag auf Errichtung dieser Schule,
für die 41 deutsche Kinder vorgemerkt warenZ wurde vom Schul-
kuratorium mit der Begründung abgelehnt, daß die v o r g e s e h e n en

Räume den Anforderungen nicht entsprächen. Eine

Beschwerde an das
, Unterrichtsministeriumin Warschau blieb ohne

Erfolg. öm Januar 1931 wurde daraufhin a uf d e m G e l ä n d e d e r

evangelischen Kirchengemeinde ein neues Schul-
g e b ä u d e e r r i ch t e t. Die Genehmigung zur Eröffnung wurde
wieder versagt und der Bescheiddes Ministeriums lautete dahin, daß
»ein Bedürfnis für eine deutsche Schule in Mewe
nicht bestehe«. Auch die Bsaupolizei begann dann noch
Schwierigkeiten zu machen. Langwierige Verhandlungen, die von den
polnischen Stellen immer wieder verschleppt wurden, waren notwendig.
Nachdem das neue polnische Privatschulgesetz in Kraft

Unverzägichmitiien NeubeitelluM
auf unter Oiitland fär Oktober-Dezember

aufgegeben werden« — Bei später erfolgenden Bestellungen
ist eine Sondergebühr von 20 Pf. zu zahlen. Der Bezugspreis
für drei Monate beträgt 1,50 M. (ol)ne Zustellungsgebiihrs



getreten war, ersuchte im Mäz 1933 Paitok KlCPP ·a«f..GrUnd
dieses Gesetzes iini Bestätigung als Srbllcglgentumkt
Wieder wurden von Pvlnischer Seite neue, eer STIMMngEnkikbvsp
diing hinhaltende Forderungen und Bedingungen gestellt: die Schuler-
bücherei wurde bemängelt; alle Eltern, die ihre Kinder in diese Schule
geben wollten, sollten persönlich in Dirschau»erscheinen,um.dvrt in

Gegenwart des Kreisschulinspektors die Erklarung uber die Auf-
bringung der Mittel zu unterschreiben;das»Schulstatutwurde bean-

standet; die notariell beglaubigten Unterschriften,die die Eltern ein-

gesandt hatten, ivurden vom Schulinspektdrnicht anerkannt usf. Am
9» Oktober 1933 wird Pastor Klapp endlich als Schuleigentümer be-

stätigt. Aber dann wurde wieder der Antrag auf B e stätig u n g
oes Lehrers Rudolf·Krause als Schulleiter nicht genehmigt.
Am 21. sebruar 1934 endlich wurde eine andere Lehrkraft, 8rl. Ellg
Kind-st, bestätigt.»Dann mufzte noch das neue Schuljahr, das in
Polen im Herbst beginnt, abgemattet werden. s ü nf J a h r e ha b e u

die Deutschen in Mewe»um.die Erlaubnis gekämpft,
eine private Schule sur ihre Kinder errichten zu
dürfen. 24 Antrage und Antworten waren notwendig, um zum
Ziel zu gelangen.

» .

ön der Gemeinde Wilcza im Kreise Rgbiiik ist das neu

errichtete Gebäude einer deutschen Prioatvolks-
th ule seiner Bestimmungubergeben worden. Der Einweihung
ging ein deutscher Gottesdieiist in der alten Holzkirche des Ortes

vävrauszkenvon
der cZEevolkerungso zahlreich besucht war, dafz die

lekhe U etfullt war. an der Kirche zog die deutsche Bevölkerung
geschlossen nach der Schule. Schulrat Dudek übergab im Namen

des Deutschen Schulvereins die Schule ihrem Leiter, Lehrer JOHN-
Der Vertreter der Polnischen Schulbehörde, Kreisschulinspektor
G r a.w, bemerkte in seiner Ansprache, d afz d a s d e utikb 2 K I U d

in»die deutsche Schule gehöre. ivo es zii einem guten
Bnger »des Staates erzogen ioerdeii müsse. Die

Schule enthalt auch Räume für einen K i n d e r g a r t e n und W oh —-

iiungen für die Lehrkräfte. öii dem gleichen Umfange sind
deutschePrivatschulen in den Orten K r e u z d o r f und P et r o iv i tz
im Kreise Plefz gebaut und vor kurzem eingeweiht worden.

Eine
'
gefährliche Landkarte.

Zwei ostoberschlesischeDeutsche, der Landwirt Paul M a c i e j cz g k
und VZilhelm R o w a k aus Grofsteichsel hatten sich am 21. September
vor dem Plesser Burggericht wegen ,,Verbreitun fal-
s ch e r R a ch r i ch te n« zu verantworten. Der Anlafz zu dieser nklage
war seltsamgenug: Rowak hatte im öahre 1920 in einem Geschäft iii

Kattowitz eine Landkarte von Polen gekauft, auf der die
heutigen Grenzen Polens nicht genau eingezeichiiet waren, was im öahre
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1920 auch noch nicht möglich war. Diese Karte hatte er ins Volksbuiid-

heim gebracht um mit seinen Kollegen beim Radiohören iiachzusehen, wo

die einzelnen Sendestationenliegen. Maciejczgk, der Besitzer des Hauses,
in deni das Volksbundheim untergebracht ist-,kümmerte sich nicht um den

inneren Betrieb und wnfzte infolgedessen auch nicht, woher die Landkarte
stammte. Das Gericht schenkte den Angaben der Angeklagten, dafz·die

Karte lediglich zur Orientierung beim Radioempfang gedient habe, keinen

Glauben und verurteilte Maciejczyk zu drei Monaten Ge-
fängnis und 300 Zlvtg Geldstrafe bzw· zwei weiteren

Monaten Gefängnis und Cragung der Kosten, R o w a k zu fünf M v -

naten Gefängnis, 500 Zlvtg Geldstrafe bzw. drei weiteren

Monaten Gefängnis und Cragung der Kosten. Als strafmildernd wurde,
wie aus der Urteilsbegründung hervorging, die bisherige Unbescholtenheit
der beiden Angeklagten gewettet. Der Besitz einer alten Landkart·e,
auf der naturgemäfz nicht die neuen Staatsgrenzen eingezeichnet sein
können, gilt also nach der Meinung der Plesser Rechtsgelehrten als

,,Verbreitung falscher Rachrichten«. Ob sich die Herren nicht selber
lächerlich vorkommen, wenn sie sich diesen sall einmal genau überlegen?
Selbst wenn die Karte im Volksbundheim nicht lediglich zur Orientierung
über die Lage der Radiostationen gedient haben sollte, wiesv sollte der

Besitz und die Benutzung einer solchen Karte ein strafwürdiges Vergehen
sein? Wenn sich aber ein Richter auf einen solchen absurden Standpunkt
stellt, dann müszteer doch logischerweise a l l e h i st o r i s ch e n K a r t e n

verbieten, dann müfzte er doch auch jede Erwähnung vergangener

Zeiten,z. B. auch jeden Geschichtsunterricht in den Schulen
als ,,Verbreitung falscher Rachrichten« strafrechtlich verfolgen. Welche
ungeahnten Aussichten eröffneten sich da für den Berufseifer junger
öiiristen, denen es sonst an Gelegenheit mangelt, ihr Licht leuchten zu

lassenl Man ist jedoch glücklicherweisezu der Hoffnung berechtigt, dasz
es Richter in Polen gibt, die eine ,,Schuld«, wie die oben erwähnte,
nicht für ausreichend halten, uni zwei Menschen für drei und fünf Monate
ins Gefängnis zu stecken.

Deutschen-Entlassungen in Earnoivitz.

Zwölf Angestellte des Städtischen Gaswerks in C a r no iii i tz (Ost-
oberschlesien) erhielten ihre Kündigung zum JO. September. Als Be-

gründung wird eine »Reorganisation«dieses Betriebes angegeben. Die

Kündigung erhielten durchweg deutsche Angestellte, darunter sieben
Zamilienväter,von denen drei bereits über 30 Jahre ununterbrochen
in»demBetriebe beschäftigt sind. Auch die jüngeren Kräfte haben zum

grofzten Teil über zehn Jahre im städtischenDienst gestanden. Der

UÄUE Pvckliikhe Bürgermeister der Stadt Carnoivitz hatte seinerzeit iii
seiner Antrittsrede ausdrücklich betont, dasz unterschiedliche Behand-
Lungender einzelnen Bürger nicht in seiner Absicht lägen. Wie diese
OUJagepraktisch eingehalten wird, dafür bietet die Entlassung dei-

zivolf Deutschen einen iieiien Beweis.

Alfred Brust st.
«

Alfred Br u st, ein sührender unter den ostpreu ic en Dic tern
lst nach langer Krankheit»imAlter von 43 Jahren ifijilgranzhgez
storben. Esneiner Zeit, in der auch in der Literatur und Dichtkunst
das Oberflachlichetriumphierte, schuf Alfred Brust seine Werke. Er
liefz sich durch die.gering·eBeachtung, die diese Zeit seinem Schaffen
entgegenbrachte,nicht beirren. Seiner ganzen Ratur nach konnte er

das nicht. Seine Heim-at —- er war in önsterburg geboren — hiefz Ost-
preuszen.ön Ostpreufzenwuchs er auf. Und hier wuchs auch sein Werk.
Dieses Werk ist. eines der. bedeutendsten und schwerwiegendsten der
Gegenwart. Es ist nicht leicht, Zugang zu ihm zu finden· Wlie die

DramenAlfred Brusts zu geistig beladen erschienen mit Muthologie und

Ziscystizismus,als dasz sie auf den Bühnen des Reiches den ihnen ge-

buhrendenWiderhall hatten finden können, so ist auch seine Prof-a. In

den Zeiten des Literaturchaos ging man an dieser Prvsa vorbei. Die
innere Einkehr fehlte dem damaligen Menschen, rim ein Werk wie »Die
verloreneErde« zu lesen.

»

»D i.e v e r l ore ne Er d es«kann als der gröfzte Roman dieses
OikpteuftlichenDichters und Schriftstellers gelten. ön drei Büchern singt
et hier das Lied eines sterbenden Volkes. Wirkliches vermischt sich-
IMt Phantoltllkbem, Einfältiges mit Geschautem. Spukgeister treiben
tbk Wesen. E. C. A »HoffmannsGestalten scheinen neu auferstanden
ZUJVMi ALUOltpteufzischenKamin werden die alten heidnischen Ge-
schlchkenMflblt Sage mischtsich mit Wahrheit. Die gewaltige srage
nach dem Sinn allen »Seinswird in grüblerischenAbhandlungen gestellt.
Das grofzeWarum»tont aus allen Worten, allen Versen, allen Dramen.
Die Oual des·ewig Suchenden, des ewig im Geheimnis des Lebens
Wiihlenden wird sichtbar.

»

»

Die KutllkheRehkllng,»dle»ostpreufzischenWälder in ihrer schweren
Einsamkeit,das Meer mit seinemuralten Rauschen — das sind die

Platze, auf denen sich das Ringen um die wahre Erkenntnis abspielt.
Die Gestalten«derBrustschenDichtung leben nur halb auf dieser Welt.

Diese Welt ist ihnen uberhaupt nur Rahmen. Die Sehnsucht nach
einem Leben im Geist, nach der Abkehr vom Wirklichen, nach der Er-

lösungdes Leibes, nach der Reinheit der Seele und des Lichtes ist
Ihnen allen eigen. Rebender ,,Verloresnen Erde« ist das Prosawerk
,-,Hiknmelsstrafzen« zu nennen, das in die tiefsten Schauer und
Wunder der Ratur eindringt. Brusts Dramen sind zum Ceil in der

Reichshauptstadt aufgefuhrtwvrdemso zum Beispiel der ,,S i n g e n d e

sisch«, zum anderen »Teilin seltzeljengeren Heimat, wie der ,,E or-

datus« im SchauspielhausKonigsberg Auch das Mannheimer
Rationaltheater ivagte es in einer Zeit, deren Kennzeichen die geistige

Verwirrung weitester Kreise war, die ,,Sch lacht de r H e i l a n d e«

auszuführen. Wie nicht anders zu erwarten, begegnete auch diese Aus-
führung dem eisigen Schweigen eines Eheaterpublikums, das seichte
Unterhaltungskost an Stelle der Brustschen Gedankentiefe begehrte.
Erst in unseren Tagen ist das Verständnis für den ostpreufzischen
Wahrheitssucher gewachsen.

Aber alle kleinen Erfolge konnten Brusts materielle Rot«nicht
beheben. Obwohl die Stadt Königsberg, in der er lebte, ihm vor einigen
Jahren eine kleine finanzielle Beihilfe gab und ihm eine freie Wohnung
zur Verfügung stellte, reichte es nicht, um eine samilie mit acht Kindern

zu ernähren, denn die Erträge ans seinen Büchern blieben gleich null.

Selbst ein so fesselndes und mit erstaunlicher Gestaltungskraft geschrie-
benes Werk wie sein letzter Rom-an ,,E i s b r a n d« fand in der grofzen
Offentlichkeit keinen Widerhall. Hian kam, dafz Brust eine ganz

kompromiszlose Rlatur war. Er lehnte es ab, für Zeilenhonorare seine
Rovellen an Zeitungen zu verkaufen oder im Rundfunk zu lesen. Er

war sich seines Wertes bewuszt und hielt sich für den letzten grofzen
deutschen Mystiker. Bis zuletzt hat es ihn bitter geschmerzt, dafz man

ihn verkannte. Immer mehr vergrub er sich in seine häusliche Einsam-
keit und wurde zum Weltverächter, der in sich einen Gläubiger der

Menschheit sah, die ihm ihre Schuld nicht bezahlen wollte. Man kann

Brust den Vorwurf vielleicht nicht ersparen, dafz er bewuszt an den

Menschen vorbeiging, man darf aber dabei nicht verkennen, dafz hier
ein kompromileos starker Charakter zugrunde ging. und es musz be-

denklich stimmen, dafz ein groszer Gestalter jahrelang hinter literarischen
Schaumschlägern zurücktreten mufzte. Als nach deni Aufbruch der

Ration Brust in die Akademie für Dichtkunst gewählt wurde und es

so schien, als würde sich nun langsam das Verständnis für ihn durch-
setzen. war es bereits zu spät. Er ivar ein gebrochener und verbitterter

Mensch geworden, für den es eine Rettung nicht mehr gab.

DieFeiienfiihit-

"

insfihlneSchlefieilanoi



Seit dem Rekvrdjahr 1928 geht der deutsche
H a nd el m it 0 st e u r o pa (d. h. mit der Sowietuiiioii, Polen, sinn-
land, Estland, Lettland, Litauen und Danzig) ständig zurück. Von

dieser Entwicklung war bereits in ,,0stland« Rr. 29, S. 338, die Rede.
Im folgenden seien die dortigen Angaben durch d i e d eiitsch e n

Außenhandelszifferii für das 1. Halbjahr 1934

ergänzt.
Im i. Halbjahr 1928 belief sich der deutsch-osteuropäischeWaren-

austausch auf 1207,8 Mill. RM In der entsprechenden Jeit des
laufenden Jahres war er auf 248,5 Mill· RM.,« das ist etwa ein

Fünftel des Höchststandes von 1928, zusammengeschrumpft.
Im l. Halbjahr 1933 betrug er noch 409,2 Mill. RM. Vo n diese m

Rückgang ist die deutsche Ausfuhr nach Osteuropa
weit stärker betroffen als die Einfuhr Deutschlands
d o rth e r. Dabei ist folgendes bemerkenswert: Dem W er t e nach
ist die Ausfuhr im laufenden Jahre im Vergleich zu 1930 auf etwa

ein sünftel, der Menge nach jedoch noch nicht einmal auf die

Hälfte gesunken. Im Vergleich zu 1933 ist die Ausfuhr 1934 sogar
etwas gestiegen. von 782000 auf 795 700 To., wertmäßig dagegen ist
sie von 260,3 Mill. RM. auf 98,3 Mill. RM. zurückgegangen

Der wichtigste osteuropäische Abnehmer deutscher
W a r e n war und ist S o w s e t r u ß l a n d. Die deutsche Ausfuhr
dorthin erreichte im l. Halbiahr 1932 mit 356,6 Mill. RM. ihren
Höchststand; in den ersten sechs Monaten des laufenden Jahres betrug
sie nur noch 36,0 Mill. RM.; also in zwei Jahren eisn Rückgang
um fast 90 V. H.l Auf einen geringen Bruchteil ihrer früheren Höhe
ist auch die deutsche Ausfuhr nach Polen zusammen-
geschmolzen. Diese betrug im t. Halbjahr 1928 203.4 Mill. RM., 1933

noch 28,3 und im laufenden Jahre nur noch 17,1 Mill. RM. Das ist
ein Rückgang um fast 92 v. H.! Die deutsche Ausfuhr nach
sinnland ist im 1. Halbjahr 1934 größer alsdiejeiiige nach Polen
gewesen. Ein Land mit 6 Millionen Einivvhnern nimmt Deutschland
zur Jeit also mehr Waren ab als ein unmittelbar benachbartes
ZZsMillionensLand Die Ausfuhr nach sinnland ist gegenüber dem

Vorfahre, ebenso wie diejenige nach Lettland, nicht nur mengen-, sondern
auch wertmäßig, wenn auch nur um ein wenig gestiegen. Im einzelnen
läßt sich die Entwicklung der Ausfuhr (in Mill. RM. jeweils im 1. Halb-
jahr) aus folgender übersicht entnehmen:

1928 1932 1933 1934

Sowietunion . 217,1 356,6 173,5 36,0
Polen . 203,4 34,7 28,Z 17,l
sinnland 94,6 . 20,6 17,8 18,4
Danzig 46,5 1 1,7 18,8 6,9
Litauen 25,7 12,3 10,2 7,7
Lettland 32,3 8,7 8,6 9,o
Estland 18,5 5,6« 3,3 Z,2

Osteuropa 638,1 450,2 260,5 98,3

Demnach ist also im t. Halbjahr 1934 im Vergleich zumVOrjahr
die deutsche Ausfuhr nach sinnlanssd um 3,4 v.H. und nach Lett-,
land um 4,7 v.H. gestiegen; nach allen anderen Ländern ist sie
gesunken, und zwar nach vajetrußland um 79,3 v.H., nach
Polen um 39,6 v.H., nach Estland um 0,01 v.H., nach Litauen
um 24,5 v.H. und nach Danzig um 63,5 v.H." Die deutsche Ausfuhr
nach den ostenropäischenLändern besteht zu 83,1 v.H. aus Fertig-
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mit dem Osten.
inarei1,zu15,3 v.H. aus Rohstoffeii und Halbfabrikateii,
zii1,5 v.H. aus Lebensmitteln nnd Getränken und zu
O,1 v.H. aus lebenden Tieren.

»Wenigerals die Ausfuhr ist — wie gesagt — die deutsche
Einfuhr aus den osteuropäischen Ländern gesunken.
Sie betrug im 1. Halbjahr 1930 455,0 Mill. RM., 1933 nur noch
148,6 Mill. RM. und ist im laufenden Jahre wieder um ein wenig, auf
150,2 Mill. RM., gestiegen. Der ivertmäßige Rückgang beträgt
also von .1930—193467 v.H. Der mengenmäßige Rückgang der
Einfuhr ist wesentlich geringer; er beträgt nur etwa 26 v.H. Wie
als Abnehmer, so steht die Sowjetunion auch als Lieferant unter
den Oststaaten an erster Stelle. Sie hat im l. Halbjahr 1930 für

LIAZ Mill.«RM. nach Deutschland geliefert, 1933 für 83,1 und 1934

fur 80,4 Mill. RM. An zweiter Stelle steht Polen. Dessen Einfuhr
nach Deutschland betrug im 1«.Halbiahr 1928: 165,6 Mill. RM., 1932:

28,0, 19Z3: 24·,1 und 1934: 30,6 Mill. RM., weist also im laufenden
Jahre eine Steigerung auf. Der Rückgang von 1928 bis 1934 beläuft
sich a·ufetwa 82 »v.H. Rachstehende Tabelle gibt Auskunft über die

Entwicklungder Einfuhr der Oststaaten nach Deutschland (in Mill. RM.,
jeweils im l. Halbjahr):

1928 1932 1933 1934

Sowjetunion . 290,3 147,8 83,1 80,4
Polen . 165,6 28,0 24,1 Zg,6
sinnland s. 35,3 ll,2 12,l 11,4
Danzig . 9,0 13,i io,1 8,9
Litauen 23,9 12,3 9,2 8,9
Lettland 30,9 10,6 7,1 7,2
Estland 14,7 6,1 2.9 2,7
Osteuropa 569,7 229,1 148,6 150,1

·

Demnach ist im l. Halbjahr 1934 im Vergleich zum t. Halbjahr 1933
die Einfuhr Deutschlands aus Polen um 27,0 v«H. und aus Lett-
la n d um 1,4 v. H. g est i e g e n. Aus den übrigen Staaten ist sie
gesunken, und zwar aus der Sowjetunivn und aus Litau en

um se «3,Z,aus Zinnland um 5,8, aus Estland um 6,9 und aus

D a nz i g um 11,9 »v.H. Unter den Einfuhrwaren stehen R ohst vffe
u nd Halbfa br i kate mit 68,9 v.H. an erster Stelle; es folgen
Lebensmittel und Getränke mit 20,9 v.H., Zertigwaren
mit 9,2 v.H. und lebende Tiere mit 1,0 v.H.

·Juin erstenmal seit 1927 ist die deutsche Handelsbilaiiz
mit Ost eu r vpa im ersten Halbjahr 1934 p assiv: 150,l Mill. RM.

Einfuhr gegen 98,Z Mill. RM. Ausfuhr. Am stärksten ist die Passivität
im Handel mit der Sowjetunion: 80,4 Mill. RM. Einfuhr gegen

36,9 Mill. RM. «Ausfuhr.Das Passivsaldo beträgt also 44,4 Mill.»RM.
Vei Polen beträgt est13,5. bei Litauen 1,2 und bei Danzig
ZJ Mill. RM. Aktiv ist die Handelsbilanz Deutschlands dagegen
im Verhältnis zu Zinnland um 7,0, zu Estland um 0,5 und zu
Lesttland um i,8 Mill. RM.

Der Anteil Osteuropas am deutschen Gesamt-
außen handel ist im scharfen Rückgang begriffen· Im l. Halbjahr
1932 gingen 15,1 «v.H. der deutschen Ausfuhr nach 0steurvpa, in
der entsprechenden Zeit 1933 11,0 v.H. und 1934 nur noch 4,7 v·H.!
Von der deutschen Gesamteinfuhr kamen im I. Halbsahr 1932 aus

gsteurogäischenHändern 9,6 v.H., 1933: 7,1 v.H. und 1934 nur noch
,5 v. .

GiipreusziicheWouei
Die Schafzucht erfreute fich in Deutschland seit »der Mitte des

18. Jahrhunderts großer Veliebtheit und wurde in« den meisten Gauen
in reichem Maße ausgeübt. In den siebziger Jahren des vorigen Jahr-
hunderts ging die Schafzucht allmählich auf etwa 25 v. H. ihres früheren
Standes zurück. Diese Tatsache ist vvr allem darauf zurückzuführen,
daß der

. heimische Markt mit überseeischer Wolle (insbesvndere ans

Australien, Südafrika und Argentiiiien) überschwemmt wurde. Die

Schafzucht wurde auch dadurch zurückgedrängt, daß es mittels besonderer
Maschinen möglich wurde, gröbere Wolle zu feineren Tuchen zu ver-

arbeiten. Während Deutschland im Jahre 18 70 25 M i l l i o n e n

Schafe zählte, waren es im Jahre 1914 nur noch SZ Mil-
lionen Stückl Die Vlockade der Kriegs- und Inflations-
ja h r e führte zu einer vorübergehenden H e b u n g d e r S ch a f -

zu cht, die nachher aber wieder unrentabel ivurde trotz intensiver
Propaganda für Schaffleisch und deutsche Schafwolle.

Heute ist die S ch afzu rht und die damit zusammenhängendeWoll-

pcoduktion infolge der Einschränkung der deutschen Roh-
stvffeinfuhr wieder eine der wichtigsten und bren-

nendsten volkswirtschaftlichen Zeitfragen. Es ist
für die Dauer untragbar, daß etwa 92 v. H-. der von der Textilindustrie
zur Verarbeitung kommenden Rohivolle im Werte von etwa 400 Mil-

lionen RM. aus dem Ausland eingeführt werden, während D e utschs
land ans eigener Erzeugung nur 8 v. H. des Vedarfs
deckt. Es ist daher eine zwangsläufige Folge. daß unsere national-

svzialistische Staatsführung alle Maßnahmen ergreift, um die Woll-

erzeugung in Deutschland zu erhöhen.
·

Betrachtet man Ost v r e u ß e n . die größte Agrarprovinz Deutsch-
lands, so ergibt sich die Feststellung, daß diese noch in d e n sie b z i g e r

Jahren des vorigen Jahrhunderts übert Million Woll-

sch a fe »

mit einer Wollproduktivn von etwa 6 0 0 0 0 J e n t n e r

Schweißwolle hatte. Heute sind es nur noch 200 000 Schafe
mit einem Wollertrage von etwa 10 000 bis 12 000

J e n tn e r S ichw e i ß w v l l e pro Jahr. Dabei dürfte Ostpreußen
wohl die Provinz sein, die für Schafhaltung und für die kallpkvduktion
am meisten in- srage kommt. In M asuren haben wir Vöden, die
sich vorzüglich für die Schafhaltung eignen und zu ihr geradezu heraus-
«fordern. Aber auch die Teile Ostpreufzens mit besseren Bödeti sind
vorzüglich für die Schafhaltung geeignet. Dies kommt auch dadurch
zum Ausdruck, daß man gerade in den Gegenden mit der intensiven
Ackerkultur größere Schafhaltungen antrifft.

Zum beschleunigten Aufbau der Schafzucht werden den Jüchtern
vom Reichsministerium für Ernährungnnd Landwirtschaft P r ä m i e n-

zuschläge auf den Wollpreis gezahlt. Je nach Ausfall und
Behandlung der Wolle betragen diese 10 bis 40 RM. je Zentner, um

den Jüchter zur besseren Wollerzeiigung anzuregen. Sie kommen durch
die R e ichs w o l l v e r w e r t u n g zur Auszahlung, durch die gesamte
deutsche Wolle zum Verkauf an die Fabrikanten kommt. Die Preis-
festsetzung erfolgt nach Wuchs. Länge und seinheitsgrad »der Wolle.
Durch solche zielbewußtgelenkten Maßnahmen wird es möglich sein, in

schnellsternTempo«diedeutsche Wollproduktivn zu heben, so daß wir in
einigen Jahren mit einer erheblich größeren eig e n e n Wiollerzeugunpi
rechnen können.

Jm HerbftnachOftpceußent
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Die polnischen Ewig-muten
Zu den Organisationen, die sich die Unterstutzungdes Polentums

im Auslande zur Aufgabe gemacht haben- gebokt der Yereiii
,,Polnjsche sürsorge fur die Landsleute in der

sk gmd gis Ck wurde im Jahre 1926 gegründetund iin Jahre 19239
von Kardi«nal-Primas Hlvlld Als 21112bathpllscheVereini-

gung anerkannt, indem er das Protektorat uber ihn ubernahm.»Die

Hauptaufgabe des Vereins ist die geistige Bersorgung des polnischen
Ausqudgkektum5, also vor allem der in kleineren, vereinzelten
Gruppen über die Länder verstreutenpolnischen Gruppen. Der Verein

hat, wie es in einem Artikel der ,,Gazeta 0lsztgnska««vom
16. September d.I- helftks »i« leIlZm Zweck sowohl den polnischen
Organisationen als auch den Schulen im Auslande entsprechendes Auf-
klärungsmaterialin Gestalt oon Büchern und Lehrmitteln
jeder Art zu liefern. öm Jahre 1930J31 wurden 7649 Bücher und
26 063 Zeitschriftenversandt, im Jahre 1931X32z 9350 Bücher und
28 675 Zeitschriften- im Jahre 1932X33: 10374 Bücher und 43 326

Zeitschriften im Jahre ·1933J34:23207 Bücher und 4572 (?) Zeit-
schriften«.An der Arbeit des Vereins beteiligt sich seit 1931 auch die

Schullilgend lU POl·2n, einmal durch Sammlung von

Aufkläljllllgsmateriah wie auch durch die Pflege eines stän-
Plgell Briefwekbsels mit der polnischen Schuljugend
im Ausland-» An diese Aktion waren dem Bericht des genannten
Planes IUsplge m Polen Und Pommerellen 1932X33: 243 und 1933X34
bereits 397 Schulen beteiligt »Auf dieses starke Anwachsen war der

wPhlwollMdkStandPunkt des Posener Schulkuratoriums von Einfluß,
dIS dUkkHFUW beiondere Rundverfügung gelegentlich des ,Eages der

Stirbt-N M) M die Jugend wandte, die Arbeit der· ,sürsorge« ge-
blli)reiid und mit vollem Vertrauen zu unterstützen« Weiter werden
von dem Berein Jahr für Jahr Weihnachtspakete an die

guslan dspolnischen Gruppen oerschickt, die Osblatem Bücher,
Zeitschriften, Kerzen u· dgl. enthalten. Sm Jahre 1930 wurden 102

Pakete nach 19 Ländern versandt. im Jahre 1931: 543 nach 34 Län-

dem, im Jahre 1932: 1045 Pakete nach 45 Ländern und im Jahre
193·3:1129 Pakete nach 46 Ländern. Eines der wichtigsten Arbeits-
gebiete ist die Betreuuiig und Beratung der Emigran-
VIII, die seit 1931 von einer besonderen Abteilung des Vereins aus-

geubt wird. 1932l33 wurden von dieser Abteilung 15566 Personen,
und 1933l34: 19243 Personen ersafzt.
»Die obigen Zusammenstellungen«, so schliefzt das Allensteiner

Polenblatt seinen Bericht, ,.zeu,qen in beredter Weise davon, das die

,Yoliiischesursorge fur«die Landsleute in der Fremde« im Laufe ibkek
ignilahklgsILCijgkeltlhk soziales Examen bestanden hat, denn sie hat
fur die Eatigkeittuntenden verstreuten Landsleuten Methoden aus-

gekirbeitet was nicht leicht war. wenn wir die Verschiedenheit der

Mittelpunkteund der Bedürfnisse in Betracht ziehen. Die ,8ürsorge’
bat eine»Reihe sozialer Gruppen und vor allem die Schuljugend zur
Mitarbeit herangezogen. Sie hat den Landsleuten im önlande die

Notwendigkeit,mit den Brüdern im Auslande eine Verbindung anzu-

knüpfen,zum Bsewufztsein gebracht, und sie hat diese Verbindung
geschickt organisiert. Die ,sürsorge· wird die begonnenen Arbeiten be-

isltigem indem sie die einzelnen Zweige ausbaut und die Aufklärung

pertieft, wird sie neue Wege suchen, mit deren Hilfe sie am besten
·lbre Losung ,Alles für Gott und die teuren Brüder im Auslande« ver-

wirklichen wird-«
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Danzig baut den größten Bagger.
Am 17. September lief auf der Schichauwerft in Danzig

der für die chinefische Hafenbehörde in Scl)anghai-Whangpoo Eonser-
vancg Board erbaute DoppelschraubensSaugbagger
»Ehien oh e'· vom otapel. An der Zeier nahm mit anderen hervor-
ragenden Persönlichkeiten der ch i n e s i s cl) e G e s a n d t e in B e r l i n

,

Exzellenz Liu Ehung Ehie, teil; seine Gattin vollzog die Taufe. Es-

handelt sich bei dem Fahrzeug, das sich von einem gewöhnlichengrofzen
Dampfer im Aussehen kaum Unterscl)eidet, um den gröfzten und

leistungsfähigsten Bagger der Welt. Wie von fach-
männischer Seite vermerkt wird, hat der Jangtsekiang im Verlaufe langer
Zeiten gewaltige Schlammassen in die offene See direkt vor den Hafen
an der slufzmündung geworfen. Diese bilden eine Gefahr für die groben
überseeschiffe,und es gilt, 13 Seemeilen sahrrinne wieder zu vertiefen.
Das ist eine schwere Aufgabe, die eine Reihe von Jahren in Anspruch
nehmen dürfte. Da sie auf hoher See zu erfüllen ist, würde die
Arbeit kein Bagger der üblichen Art leisten können. Der ,,Ehien She«
hat nicht die bekannten Bagger-Eimer an einem Leitwerk und keinen

Prahm, der auf See leicht überslutet werden könnte, sondern ist ein

ganz auf sich selbst angewiesenes seefähiges Schiff. Er fährt mit 10 See-
meilen Geschwindigkeit in der Stunde allein zu seiner Arbeitsstätte. Dort
wird man von der Arbeit äuberlich nichts weiter sehen als die am

Schiffsrumpf immer höher steigende Böasserlinie Das eigenartige Schiff
hat mitten im Rumpf einen mächtigen Einschnitt. ön ihm bewegt sich ein
riesiger ,,Rüssel« mit einem Saugnapf an der Spitze der über 13 Meter
tief in das Wasser hineinstofzen kann, sich-dann unter dem Schiffskörper
in den Schlamm hineinbohrt und ihn aufsaugt. Das geschieht durch eine
grvfze Kreiselpumpe; das mitgerissene Baggergut gelangt in den Lade-
raum des Schiffes, der 3500 cbm Meeresboden fassen kann. Das ent-

spricht dem Inhalt von 450 Waggons, gleich 9 Zügen mit je 50 Güter-

wagen. Eine solche Menge vermag das Schiff fast sechsmal in zehn-
stündiger Arbeitszeit zu bewältigen. Zwischendurch mufz der Laderaum

natürlich immer wieder entleert und dazu das Baggergut an eine unge-

fährliche Stelle gebracht werden. Zum Entleeren braucht der Schiffs-
runipf lediglich nach unten geöffnet zu werden. Starke Ketten, die 20 zwei-
fliigelige Bodenplatten halten, werden« etwas nachgelassen. Durch den
derart schnell geöffneten Schiffsboden fällt das Baggergut heraus. Das
kann in wenigen Sekunden vor sich gehen, falls nicht infolge besonderer
Hindernisse der Laderaum vermittelst der Kreiselpumpe ausgepumpt
werden musi. So vermag das Fahrzeug nach sachverständiger Berechnung
in zehnstündiger Arbeitszeit 20 000 cbm Baggergut zu bewältigen, eine

noch von keinem anderen Bagger aufgewiesene Leistung. Die D a n z i g e r

Schichauwerft konnte ein technisch so grofzartiges Werk schaffen,
weil sie sich dabei auf die Erfahrungen des Baues von über 140

Baggern zu stützenvermochte. Die Abmessungen des ,,Ehien She«
betragen: Gröfzte Länge 113,7 m-, gröfzte Breite auf Spanien 18,3 m

und Seitenhöhe mittschiffs bis Hauptdeck 8,l rn. Während der Schiffs-
körper in Danzig hergestellt wur stammen die Maschinen, Kessel und
die Baggeranlagen aus den E l b g e r W e rk st ätte n. Die völlige
Fertigstellung wird noch bis gegen Ende des Jahres währen. Dann ist
die Ausfahrt des ,,Ehien She« zunächst nach Pillau zu seinen ersten
umfangreichen Probearbeiten vorgesehen. Später wird die Reise nach
Schanghai mit eigener Kraft durchgeführt. für ein Baggerschiff eine

einzigartige Leistung. Alles in allem legt der ,,Ehien She« e i n glän-
zendes Zeugnis für die Hochwertigkeit Danziger
und deutscher Schiffbau- und Zugenieurkunst ab.

·

Die Gitpfalz ruft!
Wenn der Herbst seinen Generalquartiermeister für die Armee der

cReisenden in den ,,bunten Monaten« hätte, so würde er den echten,
rechten Wanderfreunden, den Entdeckungsfrohen und sorschungslustigen
einen Standort auswählen, der ihnen »die Schönheit des scheidendeii
Jahres mit besonderer Eindringlichkeit in einem bisher unbekannten
Stuck unseres Vaterlandes nahebringt. Und er würde sie zu diesem
Zweck in die Ostpfalz führen, in das Land der Wehrburgen und
Steine, der Kammwälder und -wiesen, das gleichsam als ,,Herzstürk«
den groben Urgebirgszug krönt, der vom sichtelgebirge bis an die
Donau bei Passau streicht.

GekfIdeJst-L in den Tagen des klaren Himmels und der milden
Sonne ijt eine Wanderungdurch den stillen Oberpfälzer Wald,
durch diese einmalige Landschaft, die geradezu der Inbegriff der aus-—

geglichenen deutschenKulturlandschaft ist, ein unvergeszliches Erlebnis.
Wohlgemerkt, nicht durch die ,,Weinpfalz«, durch die ,.Steinpfalz« in
Bauerns Oistmark geht der Weg; der steinerne Ernst der zahlreichen

"

Burgen und Ruinen drückt·dieser Grenzlandschaft ihr Siegel auf und
macht sie darum so unvergleichbar. I

ZU eitler BAUER-. Held-Esound Waldlandschaft, auf sorgsam ge-
wählten selskiippen, haufig·wieuherausgewaschen aus dem Granit-

grund, erheben sich in den Seitentalernpon Waldnaab und sichtelnaab,
Lllbkp Pikeimd Und Schkvaktach,.Wie Posten vorm Böhmerwald
Murach, Erausnitz i. Ch., Wernburg. Leuchtenberq,
Bedeutunqu Woldthucn. Zlossenbiirg und als Wöch-
ter des Raab-Eger-Weges Z a l k en b e r«g, W e i fze n st e i n und
Parkstein am Basaltkegel des gleichnamigenBerges.

cZkertraut zwischen ihnen liegen die kleinen, um die Kirche aescharten
Dörfer. mit Evtenbrettern am seldweg malerische Waldkapellen lieb-
liche Städtchen, in denen gute Gaststatten billigstes Quartier anbieten.

Hier findet der Müde wirkliche Ruhe, und die liebevollste Aufnahme

der Grenzbewohner, die »injedem den Kameraden erblicken, der ihnen
im wirtschaftlichen und völkischenGrenzkampf hilfreiche Hand leistet.

WunderschönePlätzeladen zu längerem Verweilen ein, vor allem

Waldsassen im einst so reichen Stiftsland mit seiner berühmten
Klosterkirche und W a l d m ü n ch e n , die alte Erutzfeste gegen Böh-
men, aber auch die vielen kleinen Orte dazwischen, wie Tiefe nb ach,
Winklar»n, Eslarn, Röh, Ehännesberg, Schönsee,
Qb e r- B i ech t a ch und andere mehr bieten bequeme Standquartiere
fur Wanderungen nach allen Seiten. Weiden, die alte und neu-

·aufstrebende Stadt an der Schnellzugslinie Berlin-Regensburg—
München ist die Haupteingangspforte zur Ostpfalz; von hier führt auch
der kürzeste Weg hinauf zum Grenzkamm, wo in fast 900 Meter Höhe
das neue ,,Hermann-Esser-Schutzhaus auf der Silber-
h ii t t e« steht.

Bon der Silberhütte geht’s hinab zum »Silbersee der Ostmark«.
über den sich die alte Hohenstaufenfeste slossenbürg, die schönste
der Oberpfälzer Ruinen. erhebt und hinauf zum s a h r e n b e r g , zum
Reichenstein nach Süden, zum Birkenberg im Rorden, zum
Plegstein mit seinem Rosenquarzfelsen und zu den Waldkapellen
im Stiftsland, deren eigenartigste die dreitürmige Wallfahrtkapelle
»die Kappel«· mit ihrem fremdartig anmutenden Rundbau ist.

Die »Goldene Strafze" nannte man einst den alten gewinn-
bringenden Handelsweg, der von Rürnberg über Bärnau-Eger nach
Prag führte und das Land um die Silberhütte durchkreuzte. Sind nicht
heute alle Wege durch den herbstrotglühenden Laubwald der Oberpfalz
,,Goldene Strafjen«? Und ist es nicht goldener Lohn und schönstes Glück
zugleich, sie hinauf und hinab wandern zu dürfen unter den silbernen
Lämmerwölkchen dieser Herbstwochen?

Dr.A.e.vouskheicwitz-iiiizeii.
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Eine mittellchlefifcheGrenzftadt.
»

In einer weiten Zluleandfchaft, die von der Weide durchzogen wird.
liegt die alte Stadt Ramslau. Der Wald tritt nahe an die Stadt

heran. Bis zum Weltkriegsende ein ruhiges, wohlhabendes Land-
ftadtchen, bekannt durch fein weithin verbreitetes Bier, wurde es

durch Berfailles, als das Reichthaler Ländchen und die Provinz Pofen
verlorengingemzur Grenzftadt, wie fo oft in feiner faft 700jährigen
GefchichteUnter Herzog Heinrich I. wurde der Ort in Verbindung mit
den Landereien des Deutfchen Ritterordens zum Bollwerk
des Deutfchtums; noch im gleichen Jahrhundert erhielt er deutfches
Recht. zZuneuem Leben erwachte die Stadt, als 1348 Kaifer Karl IV.
fie endgültig dem Deutfcheii Reich eingliederte. Berteidigungsanlagen
mit Graben und Doppelmauer entftandem die Burg wurde 1360 »aus
deni Grunde neu zu bauen begonnen«, der ,,Kaiferdamm« über die
Weidearme fchlofz die Stadt an die Handelsftrafze von Bres-
la u n a ch K r a k a u an, und unter dem fürforglichen Schutz des Kailers
dehnten fich die Handelsbeziehungen bis weit hin nach Polen. Raubzüge
der Huffiten gaben den Rachbarn willkommenen Anlafz zu Yündesrungen; mehrfach brach der Anfturm der Feinde an Ramslaus auern

zufammen. Seit 1620, da die sackel des Dreifzigjährigen
Krieges durchs Ramslauer Land leuchtete und mit wechfelndem
Kriegsglück Kaiferliche und Schweden die Mauern überftiegen, ver-

fanken in der Hoffnungslofigkeit der gequälten Bevölkerung Wohlftand
und Schaffensfreude. Die Handelsftrafze von Breslau nach Polen befafz

nur noch eine untergeordnete Bedeutung, feitdem der Strom der Han-
delsgüter fich dem Weften zuwandte; ohne äufzere und innere Entwick-
lungsmöglichkeit verfank die Stadt in ftille Genügfamkeit.

Das kommende Jahrhundert fah 1703 die Kaiferliche Burg in den
Befitz des Deutfchen Ritterordens übergehen und 1741 die erfteir
Preufzen in Ramslau einziehen. Mit dem Wachfen des P r e u fz i f ch e n

Staates erwachte auch Ramslau zu neuem Leben, und feine Ein-
wohnerzahl hatte fich von 1786 bis 1914 verdoppelt. Diefe Aufwärts-
entwicklung wurde durch die Grenzziehung von 1920 aber-

malsjäh unterbrochen. Der Berluft des R e i ch t h a l e r L ä n d ch e n s

fchadigte Handel, Handwerk, Induftrie und Landwirtfchaft fchwer. Den-
noch arbeitete die Stadt mit allen Mitteln am Ausbau der kommunalen,
hggienifchen und kulturellen Einrichtungen. Die bequeme Bahnverbin-
dung mit Breslau und die guten Autoftrafzen durch reizvolle Land-
fchaften machen einen Befuch der Stadt auch für kürzere Zeit möglich.
Wer fie zum erften Mal betritt, ift von ihrer Schönheit und reizvolleir
Umgebung überrafcht. Die faft völlig erhaltene Stadt-

mauer mit dem Krakauer Tor, dem Wahrzeichen der Stadt,.
die alte kaiferliche Burg, die katholifche Pfarrkirche, die um

1205 errichtete Kirche des Minoritenklofters, das Rathaus und die
alten, Ichdnen Giebelhauferam Ring, erzählen von der fchickfalsreichen
Vergangenheit, an die eine zu hoffnungsfrohem Schaffen neu erwachte
Gegenwart anknüpft.

Buchvefprechungen.
,,Urgefchich-te der 0ftgermaneu.« Bon Wolfgang La Baume.

,,0ftland-sorfchungen«, Heft 5. Herausgegeben vom Oftland-Inftitut
in Danzig. 1934. Danziger B"erlags-G. m. b. H. 166 Seiten. — Diefe
inhaltsreiche und forgfältig gearbeitete Schrift ift allen zu empfehlen,
die lich über die vorgefchichtliche Befiedlung des Oftens durch ger-
manifche Stämme unterrichten wollen. Die Schrift ift verftändlich für
Laien, bietet aber auch den in der Borgefchichte Bewanderten viel

Intereffantes. Der Stoff ift fo angeordnet, dafz immer eine Bild-
bzw. Karteiifeite einer Seite mit dem dazugehörigen Text gegenüber-
ft-eht, fo dafz Wort und Bild gemeinfam und unmittelbar auf den Lefer
wirken können. Auf 75 Bildtafeln find die reichen Bodenfunde wieder-

gegeben. aus denen fich die germanifche Befiedlung des Osftens in der

fpäten Bronzezeit, lder frühen Eifenzeit, der fpäten vorrömifchen Zeit,
der römifchen Kaiferzeit und der Biölkerwanderungszeit ablefen läßt-.
Die Schrift, die mit Unterftützung des Archävlogifchen Inftitutes des

Deutfchen Reiches herausgegeben ift, verdient — vor allem als an-—

fchauliches Schulungsmaterial — die weitefte Verbreitung. Dr.K.

»Die Reorganifatioii der Kreiseinteilung Schlefieus in der Stein-
Hardeiibergifchen Reformperiode.« "Bon Studienrat Roman Ka-
mion ka, Düffeldvrf. Einzelfchriften zur Schlefifrhen Gefchirhte, her-
ausgegeben von der Hiltorifchen Kommiffion für Schlefien, Band 1«l.

1934. Steif geheftet Z R«M. (8ür Mitglieder der »HiftorifchenKom-

miffion für Schlefien« 2 R’M.) — Hier ift zum erftenmal ein grund-
legendes, zufammenfaffendes Werk über die hiftorifche Entwicklung der-

fchlefifchen Verwaltungsbezirke, Kreife und Regierungsbezirke gefchaffen
und damit eine bisher vielfach empfundene Lücke in der fchlefifchen
Gefchichtsdarftellung ausgefüllt worden. Die ideen- und entwicklungs-
mäfzigen Grundlagen der Berwaltuiigsbezirksreform unter Stein und
Hardenberg und ihre fpezififche Auswirkung aiif die fchlefifchen Ber-
hältniffe find in Prägnanter sorm und überfichtlicher Gliederung be-

handelt worden. Die klaren überlichten über den Umfang der Orts-

veränderungen, die beigefügten ftatiftifchen Tabellen, ein Ortsverzeichnis
und 2 Karten zur Kreiseinteilung verleihen dem Werk, das viel-
feitiges Intereffe erwecken dürfte, einen befonderen Wert.

Zorfchungeu über Arier nnd Germanen. Eine Reihe von fehr eigen-
artigen Büchern: »Die Arier, Herkunft und Gefchichte des arifchen
Stammes«, ,,Atlantis, die Urheimat der Arier« und ,.Uralte Sippen-
und samiliennamen« veröffentlicht Karl Gevrg Zlchaetzfch, der
——" ein Autodidakt — von feiner samilienforfchung und der Ergründung
feines flawifch klingenden Ramens ausging und zu überrafchenden, zum
Teil völlig neuen Ergebniffen gelangt. Die fagenhafte Infel Atlantis
ift feit Jahren immer mehr in den Mittelpunkt der Erörterungen ge-
treten und gilt heute vielen als die Urheimat der Arier. Alles. was

an überlieferungen (auch in den verlchiedenen Stammes- und Völker-
fagen) auf das untergegangene Atlantis zu deuten fcheint, unterfucht
Jfrhaelxslkb und zieht feine Schlüer daraus. fo dafz fchlieleich ein eigen-
artige Deutung der Gefchehniffe und befonders der gewaltigen Wande-
rungen erfolgt. Die jetzigen Familien- und Ortsnamen werden in

Zufammenhang mit den auswandernden atlantifchen Sivpen gebracht.
Anzuerkennen ift die grofze Bertraiitheit des Bserfaffers mit dem in
srage kommenden Schrifttum. Seine Darlegungen müflen von sder

Borgefchichtss und Sprachwiffenfchaft nachgeprüft werden. um fest-
zuftellen, inwieweit fie für den Aufbau einer geficherten Welt-anfchauung
in Betracht kommen. Aus dem Streit der Meinungen — denken wir
nur daran. wie Hermann Wirth iimkämpft ift —- wird fich ergeben, was

wiffenfchaftlich haltbar ift. Reben den Wlerken von Wirth und
Teut verweilen wir auf Alfred Rofenb ergs ,,Mgthus des

20. Jahrhunderts«, auf E h a m b e r l a i n , von defer ,,Grundlagen des
19. Jahrhunderts« Rofenberg entfcheidend beeinflufzt wurde, endlich auf-
die gleichfalls fehr wertvolle, fchon früher besprochene,,Hochzeit der

Menfchheit·-«von Gorsleb en. Aus allem ergibt fich die Bedeutung
der arifchen Raffe für die Entwicklung der Kultur auf unferer Erde,
ergeben fich auch ldie praktilchen Folgerungen für unferen völkifchen
Aufbau. Dr. L.

Dentfrhe Gefchsichite von den Anfängen bis 187o. Bon Konrad
Sturmhoefel. Alfred Kröner, Leipzig. Gebunden Z,85 R’M. —

Die Cafchenausgaben des Krönerfchen Berlages, durch gediegene Aus--

ftattung und reiche Bebilderung ausgezeichnet, fetzen fich mit allen

wefentlichen wiffenfchsaftlichen sragen auseinander; fo der vorliegende
Band mit.der vielgeftaltigen deutfchen -Gefchichte, deren Darlegung bis
zur Einigung des Reiches durch Bismarck geführt wird. Gut gefehen,
wenn in feiner fchickfalhsaften Kraft auch noch ftärker herausfiellbar, ift
Heinrich I. Auch die grofzen Männer der Oftpolitik, fo Heinrich der-
Löwe, die Hochmeifter des Ordens und andere, mufzten nach ihrem
Perfönlichkeitswert her-ausgehoben und charakterifiert werden. Zür
eine Reuauflage wünfchenwir eine grundfätzlichandere Behandlung der

Oftfragen, die ja,.wie wir es feit je vertreten, und wie es heute mehr
und mehr erkannt wird, ftets Lebensfragen unferes Bolkes waren. Die
gewaltige, Deutfchlands Zukunft überhaupt erft gewährleiftensdeKolonik
fation mufz in ihrer Bedeutung gezeigt werden, und eine Art des

Schauens und der Riesderfchrift, wie fie die Olrdensgefchichte hier erfährt,
müffen wir ablehnen. Hier find bei einer Reuauflage ganz andere Wege
zu gehen, oder es müfzte die D-arftellung, wie fie hier vorliegt. durch
eine befondere über den Often ergänzt werden. Dr. L ü d t k e.

»Wir von der Weichfel und Warthe«, von sr. K. Kriebel..
Berlaa Bund Deutfcher s0«ften,Küftrin, Reudamm und Berlin. Preis
0,80 RM. — Der oftmärkifche Dichter und Kämpfer Friedrich-
K a r.l K r i e b el in Frankfurt a. d. O. hat uns zu feinem 50. Geburts-
tag ein fchönes Büchlein gefchenkt. In einem ausgezeichneten lgrifchev
Band, für den wir ihm von Herzen danken, zeigt er uns, wie er als
Stiller im Lande für feine Pofener Heimat kämpft. Gerade in der-

heutigen Jeit unferes Wächteramtes in verhaltener Kraft find uns die

natürlichenerdverbundenen Berfe Beifpiel für ftilles Wirken und Ber--
ftehen und Werbung für den Pofener Heimatgedanken Sie weier
zwingend und doch unauffällig sauf den Oltmum hin. In der Hand des

RichtsOftmärkers wird diefe ftille und felbltlofe Art zum ftarken natür-
lichen Werben für den Osften und die Pofener Heimat im befondereri.
Möge dsas Buch von Hand zu Hand gehen und feine ihm voni Dichter
zugedachte fittliche Pflicht erfullen. ch w e k t f e g g k.

E

Familiennachrichtem
Verlobt:
Verwaltiingågehilfe

Walter R u t k e , Demmin, Pensinerweg 3,.
fr. Poer, mit Fräulein en H o p p e n r ath in Banselorv, Kreis Demmin. —-

Fräulein Charlotte K e rb e r
, Jarmen (fr. Grausdenz), mit Herrn Franz

Tiefke, Graudenim ·
,

Silber-ne echzet: ugo Dllmke und Frau Hedwig, geb. Thiem, früher
Posen, jetzt einzig, Bl, Elifabeth-Allee 42, am D. 10.

Goldene kochzeitxAiiiklustDietrich und Frau Vally, geb. Prengel, in
HannoversLin en, Gartena ee s, am 12. s. — Wilhelm Reppmrinn und

rau Anna, geb· Oertwig, in Hannover, Gvagivcg 28, iam 24. 8. tDietrich und
eppniann feierten zugleich ihr 40iähriges Berufgjubiläum als Schuhmacher-

meister.) — Ditriktgslkommissar i. R. Karl von Hertell und Frau Helene,
geb. Cleve, in iegnitz, Goldberger Str., am 27. 9. (frtlher 28 Jahre In Witkorvo).

Geburt-tage: Witwe Augufte Haupt, geb. Behr, in Hannover. Fischer-
straße 5, früher Posensthda, Fabri ftraße, am 15. s. 80 J.
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